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Zwischen Sparpolitik, Reformdruck und Selbstkritik: 

Hessische Stimmen zum 130. Deutschen Ärztetag

Wie in jedem Jahr hat die Redaktion des 

Hessischen Ärzteblattes die hessischen 

Delegierten, Ersatzdelegierten sowie Be-

obachterinnen und Beobachter des Deut-

schen Ärztetages um ihre Einschätzungen 

zu den wichtigsten Themen und Debatten 

des Ärztetages gebeten. Die große Reso-

nanz auf unsere Anfrage zeigt die Vielfalt 

der berufspolitischen Perspektiven inner-

halb der hessischen Ärzteschaft.

Die vorliegende Online-Version dokumen-

tiert sämtliche eingegangenen Antworten 

in ungekürzter Form. Während die Print-

ausgabe eine redaktionell strukturierte 

und aus Platzgründen gekürzte Auswahl 

der Stimmen veröffentlicht, werden die 

Rückmeldungen hier vollständig wieder-

gegeben.

Die Beiträge sind in der Reihenfolge ihres 

Eingangs bei der Redaktion aufgeführt. Ei-

ne thematische Sortierung, inhaltliche Ge-

wichtung oder redaktionelle Priorisierung 

der einzelnen Antworten erfolgte für die-

se Online-Fassung nicht.

Wie bewerten Sie die Rede der Bundesge-

sundheitsministerin Nina Warken 

(CDU)? Hat sie die derzeit drängenden 

Themen der Gesundheitspolitik überzeu-

gend adressiert? Wo sehen Sie Fortschrit-

te – und wo weiterhin offene Baustellen?

Dr. med. Hansjoachim Stürmer 

(Liste Ältere Ärztinnen und Ärzte):

Frau Warken hat erwartungsgemäß die an-

stehenden Sparpläne zur Gesundheitsver-

sorgung verteidigt aus Sicht der Regie-

rung, ohne alternative Lösungsansätze an-

zubieten. Daher sind auch danach keine 

wesentlichen Änderungen zu erwarten. Es 

war mehr ein Pflichtauftritt, den sie wie ih-

re Vorgänger (recht farblos) absolviert hat.

Dr. med. Christoph Polkowski 

(Liste Marburger Bund):

Bundesgesundheitsministerin Nina War-

ken präsentiert sich nicht als Entscheide-

rin, sondern als Ausführende der Entschei-

dungen der Regierung. Sie bezeichnet die 

geplanten Maßnahmen selbst als „Zumu-

tung“ und behauptet in der aktuellen Si-

tuation keine andere Wahl zu haben. Da-

durch stellt sie politische Entscheidungen 

als Sachzwänge dar und unterbindet De-

batten über Alternativen.

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Rede der Gesundheitsministerin war 

uninspiriert. Ihr fehlte jegliche überzeu-

gende Stoßrichtung, keine eigene Vision, 

wie sie sich ein wirtschaftlich tragfähiges, 

aber sozial ausgeglichenes und auf die Zu-

kunft ausgerichtetes Gesundheitssystem 

vorstellt. Sie schien mehr damit beschäf-

tigt zu sein, wie sie diesen Termin ohne 

allzu viele Negativbekundungen überste-

hen könnte. Sie brachte keinerlei kon-

struktive Botschaft ein, die über das Wir-

müssen-leider-Sparen hinausging.

Monika Buchalik

 (Liste ÄrztINNEN Hessen):

Bundesministerin Nina Warken begann ihre 

Rede mit der Aussage, die Versorgung ver-

bessern zu wollen. Dieser gut gemeinten 

Absicht steht aber der Entwurf ihres Spar-

gesetzes entgegen. Auch sie kündigt das In-

krafttreten der Neuen GOÄ bis Ende dieser 

Legislatur an. Zu häufig wurden wir bei Pro-

phezeiungen dieser Art enttäuscht. Somit 

von realisierbarem Fortschritt keine Spur.

Michael Andor (Liste Die Hausärzte):

Simpel. Um Beitragssatzlücken in der GKV 

zu schließen, werden Leistungen gestri-

chen. Außerdem verdienen die Ärzte zu 

viel, man müsse, wolle und werde sparen. 

Bei den Hausärzten am besten durch 

Mengenrabatt, wie bei der progressiven 

Besteuerung: wer mehr arbeitet, der be-

kommt mehr Abzüge. So kann es doch 

nicht funktionieren.

Dr. med. Wolf Andreas Fach (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

In einer einleitenden Rede eröffnete der 

Präsident der Bundesärztekammer der 

Gesundheitsministerin jede Form der Zu-

sammenarbeit. Frau Warken ging darauf 

überhaupt nicht ein. In einer bisher einma-

ligen Konfrontation bekräftigte sie die die 

einseitigen Kürzungen im Gesundheitswe-

sen als alternativlos. Eine faire und diffe-

renzierte Verteilung von Lasten wurde 

nicht ansatzweise erwogen, die Sanierung 

des Bundeshaushaltes hinterließ einen 

Kahlschlag im Gesundheitssektor. 

MUDr. Juraj Bena

 (Liste Marburger Bund):

Ich sehe, dass Bundesgesundheitsministe-

rin Nina Warken ihr Amt in einer beson-

ders anspruchsvollen Zeit übernommen 

hat. Positiv fand ich, dass sie die ange-

spannte Finanzlage und den Reformbe-

darf offen benannt hat. Die Rede hat 

wichtige Problemfelder klar adressiert. 

Entscheidend wird nun sein, wie die ange-

kündigten Reformen konkret ausgestaltet 

werden und ob es gelingt, Versorgung, Ar-

beitsbedingungen und medizinische Qua-

lität verlässlich zu schützen. Fortschritte 

sehe ich in der signalisierten Dialogbereit-

schaft. Offen bleibt, ob die Reformen tat-

sächlich patientenorientiert und praxis-

tauglich umgesetzt werden. Medizin darf 

nicht weiter unter primär ökonomischen 

Druck geraten; sie braucht Zeit, fachliche Dr. med. Klaus Doubek, Yvonne Jäger, Monika Buchalik (Erste Beisitzerin), v. l.
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Unabhängigkeit und eine Finanzierung, 

die gute Versorgung ermöglicht.

Dr. med. Detlev Steininger 

(Liste Die Hausärzte):

Die Rede von Frau Warken habe ich als ei-

ne einzige Katastrophe wahrgenommen. 

Sie hat emotionsfrei die Beschlüsse des 

GKV-Beitragsstabilisierungsgesetzes vor-

getragen und keinerlei Kompromissbereit-

schaft für mögliche Veränderungen ge-

zeigt. Auch bei der Finanzierung versiche-

rungsfremder Leistungen durch andere 

Töpfe des Finanzministeriums – z. B. Ver-

sorgung von Bürgergeldempfängern – 

blieb sie unbeirrbar bei der Linie des Bun-

deskabinetts. Insgesamt ein zutiefst ent-

täuschender Auftritt der Bundesgesund-

heitsministerin!

Dr. med. H. Christian Piper 

(Liste Marburger Bund):

Bundesgesundheitsministerin Nina War-

ken hatte für ihre Rede gute Chancen. Sie 

hätte der Ärzteschaft als zentralem Leis-

tungsträger der Gesundheitsversorgung 

vermittelnde Gespräche zum kabinettsge-

tragenen Rasenmäherprojekt für die GKV-

Kostenreduktion anbieten können. Das 

hat sie cool, wenn auch immer höflich, zu 

100 % ausdrücklich vermieden. Die Bun-

desregierung steht offenbar vor der Bun-

destagsbefassung mit dem Rücken zur 

Wand. Ein saurer Gag für viele Ärzte kam 

kurz vor dem Schluss: Die neue GOÄ kom-

me sicherlich bis zum Ende der laufenden 

Wahlperiode, wenn die ministeriellen 

Fachleute ausgeprüft hätten. Das war bis-

her für Ende 2026 angekündigt.

Dr. med. Christine Hidas (Liste Fachärz-

tinnen und Fachärzte Hessen):

Die Rede von Frau Warken war ernüch-

ternd. Nachdem der Präsident in seiner 

brillanten Rede das GKV Spargesetz an 

vielen Punkten berechtigt kritisiert hat, al-

lem voran die Nicht-Herausnahme der 

versicherungsfremden Leistungen sowie 

den dann noch reduzieren Bundeszu-

schuss dazu – hat sie sich und das Gesetz 

in ihrer Rede verteidigt, und letztlich kapi-

tuliert: Es sei hart, aber es bliebe keine an-

dere Wahl. Es schien als habe sie als Bun-

desministerin überhaupt keine Einfluss-

nahme bzw. Macht etwas zu ändern. Alles 

in allem eine schwache Rede.

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Die Rede von Bundesgesundheitsministe-

rin Nina Warken – auf mich kühl und dis-

tanziert wirkend – hatte durchaus die 

richtigen Überschriften – aber im Gesund-

heitswesen reicht es inzwischen nicht 

mehr, Probleme nur treffend zu beschrei-

ben. Die Versorgung – ambulant und sta-

tionär – steht vielerorts unter massivem 

Druck, und viele Kolleginnen und Kollegen 

erwarten mittlerweile weniger Ankündi-

gungen – das kennen wir noch von KL – 

und mehr konkrete Entlastung. 

Gerade beim geplanten GKV-Beitrags-

satzstabilisierungsgesetz hatte ich schon 

den Eindruck, dass erneut sehr stark aus 

ministerieller Perspektive gedacht und 

ganz schnell im Alleingang agiert wird – 

weniger aus Sicht der Versorgung vor Ort. 

Wenn man die ambulante Versorgung 

wirklich stärken will, dann braucht es 

nicht noch mehr Regulierung, Steuerung 

und Dokumentationspflichten, sondern 

mehr Vertrauen in die ärztliche Selbstver-

waltung und bessere und finanziell aus-

kömmliche Rahmenbedingungen für 

 Praxen.

Man merkt inzwischen vielerorts eine ge-

wisse Reformmüdigkeit. Die Praxen arbei-

ten am Limit, gleichzeitig werden ständig 

neue Erwartungen formuliert. Das passt 

nicht zusammen. Wer möchte, dass junge 

Ärztinnen und Ärzte sich niederlassen, 

muss ihnen endlich das Gefühl geben, dass 

sie Medizin machen dürfen – und nicht 

primär Verwaltungsarbeit, Stichwort 

mehr Vertrauenskultur.

Positiv fand ich immerhin, dass Themen 

wie Bürokratieabbau, Fachkräftemangel 

und Versorgungssicherheit überhaupt klar 

benannt wurden. Aber zwischen Problem-

beschreibung und echter Strukturverbes-

serung liegt noch eine ziemlich große 

Strecke.

Dr. med. Sabine Olischläger 

(Liste Die Hausärzte):

Frau Warken hat für mich eine erwartba-

re Rede gehalten. Sie hat ein schwieriges 

Politikfeld mit vielen Baustellen und ho-

hem Reformstau von ihren Vorgängern 

übernommen. Ich habe sie aber, bei aller 

Kritik an einzelnen Teilen des Reformpa-

kets, als ehrlicher erlebt als ihren Vorgän-

ger, der gerne in Reden je nach Publikum 

Punkte sammelte, aber sich eher wenig 

darum scherte, diese dann auch weiter-

zuverfolgen. Alle Beteiligte im Gesund-

heitswesen sehen den Reformbedarf und 

das wird auch von uns Ärzten einiges ab-

verlangen. Ich wünsche ihr Glück und 

hoffe, dass sie die Expertise der Ärzte-

schaft in ihren Entscheidungen ausrei-

chend berücksichtigt.

Dr. med. Barbara Jaeger (Liste demokra-

tischer Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ): 

Frau Warken hat zwar die aktuell wichti-

gen Themen, die anstehen benannt (Bei-

tragsstabilisierungsgesetz, Zuckersteuer, 

Notfallreform, Primärversorgungssteue-

rung, Reform des Studiums, Entbürokrati-

sierung) und ihre Bereitschaft zur Kom-

munikation und Kooperation betont, aber 

bei mir entstand eher der Eindruck, dass 

Politik regiert und wir endlich akzeptieren 

sollten. 

Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, BMedSci 

(Liste Marburger Bund):

Nichts Neues. Teilweise wirkte Sie auf 

mich, wie die Pressesprecherin des Ge-

sundheitsministeriums und nicht wie die 

Gesundheitsministerin.

MUDr. Juraj Bena, Petra Hummel-Kunhenn, Dr. med. Lars Bodammer, v. l.
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Stefanie Minkley (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Bundesgesundheitsministerin hat ihr 

eigenes Spargesetz vergeblich versucht 

zu verteidigen und ist dabei zurecht auf 

viel Grummeln und keinen Applaus gesto-

ßen. Sparmaßnahmen sind in der aktuel-

len Situation genau das falsche Mittel – 

was wir brauchen, sind grundlegende 

Strukturreformen und Investitionen in 

Prävention.

Dr. med. Michael Weidenfeld (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Ich war von der Rede der Bundesgesund-

heitsministerin enttäuscht. Sie hat zwar 

die absolut notwendige Reformbedürftig-

keit unseres Gesundheitssystems ange-

sprochen, blieb bei den konkreten Lö-

sungsvorschlägen jedoch weitgehend va-

ge. Im Kern lief ihre Argumentation da-

rauf hinaus, dass eingespart werden müs-

se und es hierzu keine Alternative gebe. 

Gleichzeitig zeigte sie sich überzeugt, 

dass diese Einsparungen für alle Beteilig-

ten tragbar seien.

Bemerkenswert war dabei, dass sie selbst 

einräumte, dass es sich nicht um eine 

Strukturreform handelt. Eine überzeugen-

de Alternative oder ein langfristiges Kon-

zept für die Zukunft unseres Gesundheits-

wesens blieb sie schuldig. Stattdessen ver-

wies sie mehrfach darauf, dass zusätzliche 

finanzielle Mittel aus dem Bundesfinanz-

ministerium nicht zur Verfügung gestellt 

würden. 

Insgesamt wirkte die Rede auf mich blass 

und wenig richtungsweisend. Auch Frau 

Warken machte auf mich persönlich kei-

nen glücklichen Eindruck.

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Der 130. Deutsche Ärztetag warnt ein-

dringlich vor der Überlastung des Gesund-

heitssystems und legt konkrete Lösungen 

auf den Tisch: Digitalisierung, Primärver-

sorgung, Krankenhausreform, Bürokratie-

abbau. Die politische Antwort von Frau 

Warken wirkt dagegen erstaunlich 

schlicht: Sparen nach dem Rasenmäher-

prinzip. Dabei ist bekannt: Wer bei Prä-

vention spart, zahlt später doppelt, so-

wohl medizinisch als auch finanziell.

Besonders irritierend ist, wie konsequent 

der Sachverstand der Ärzteschaft igno-

riert wird. Paradebeispiel: die geplante 

Verdreifachung der MD-Prüfquoten im so-

genannten „Spargesetz“. Das schafft kei-

ne Effizienz, sondern produziert vor allem 

Papier und gebundene Arztzeit. Zeit, die 

dann bei Patientinnen und Patienten fehlt 

und den Beitragszahler zusätzlich Geld 

kostet.

Petra Hummel-Kunhenn 

(Liste Die Hausärzte):

Die Rede war uninspiriert und überschat-

tet von Frau Warkens offensichtlichem 

Wissen darüber, dass die Entscheidungen 

im Kabinettsentwurf nicht veränderbar 

sind. Mir persönlich hat sie das Gefühl ver-

mittelt, dass unter den wahrhaft notwen-

digen Einsparungen und Änderungen im 

Gesundheitswesen Frau Warken den Ärz-

tinnen und Ärzten und auch den anderen 

Leistungserbringern, die hier große Ein-

schnitte erleben werden, nicht zuhörend 

entgegenkommen und die Hand reichen 

will oder vielleicht auch nicht darf.

Christiane Hoppe 

(Liste ÄrztINNEN Hessen):

Es war eine einzige Aneinanderreihung 

von nichtssagenden Worthülsen. Noch nie 

wurde ich so desillusioniert, dass die ärzt-

liche Meinung der Politik egal ist und sie 

nur die Sense ansetzt. Und sie nicht ge-

willt ist, dass Patienten mehr Eigenverant-

wortung tragen und sie weiter eine 24/7 

Zugang für den ÄBD haben sollen, sie für 

jegliche Befindlichkeitsstörungen dahin 

kommen können.

Jutta Willert-Jacob (Liste Die Hausärzte):

Hauptthema der Rede war das GKV-

BStabG. Frau Warken unterstrich die Not-

wendigkeit, die Gesetzesvorlage zum 

GKV-BStabG schnellstmöglich durchzu-

setzen. Auch wenn sie höflicherweise ihr 

Bedauern dazu bekundete, sind freiwillige 

Änderungen dieser Gesetze nicht zu er-

warten. Die Reaktion des Auditoriums war 

ruhig und kühl, ohne positive Bestätigung 

ihrer Rede. Am Ende gab es anstandshal-

ber verhaltenden sehr kurzen Applaus oh-

ne Begeisterung. Es könne gemeinsam zu 

Nachbesserungen kommen meinte Frau 

Ministerin Warken, jedoch unter Zeit-

druck. Das Entbürokratisierungsgesetz, 

die Umsetzung des Primärversorgungs-

system und erneut die GOÄ- Aktualisie-

rung, sind von der Ministerin bis Sommer 

mit Input der Ärzteschaft angekündigt 

worden.

Wie beurteilen Sie die Rede des Präsiden-

ten der Bundesärztekammer, Dr. med. 

Klaus Reinhardt? Welche Aussagen oder 

Forderungen waren aus Ihrer Sicht beson-

ders wichtig?

Dr. med. Hansjoachim Stürmer 

(Liste Ältere Ärztinnen und Ärzte):

BÄK-Präsident Dr. Reinhardt hat auf die 

Notwendigkeit einer koordinierten Inan-

spruchnahme im Rahmen der medizini-

schen Versorgung hingewiesen, weil ohne 

eigenverantwortliche Grundhaltung und 

Mitarbeit der Patientenschaft letztlich ein 

Kollaps des Systems droht. Generell hat er 

angemahnt, geplante/gewünschte Ände-

rungen – auch hierzu – nicht ideologisch, 

sondern unter fachbezogenen Gesichts-

punkten zu entwickeln. Die anstehenden 

politischen Regelungen sind nur ein reines 

„Spargesetz“ – leider kein sachlicher Fort-

schritt.

Dr. med. Christoph Polkowski 

(Liste Marburger Bund):

Der Präsident der Bundesärztekammer, 

Dr. Klaus Reinhardt, benennt die geplan-

ten Vorhaben als „ein reines Spargesetz“. 

Diese Ehrlichkeit und Klarheit hätte ich Dr. med. Michael Weidenfeld, Michael Andor, Dr. med. Susan Trittmacher, v. l. 
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mir auch von der Bundesgesundheitsmi-

nisterin erhofft. Aus meiner Sicht wichtig 

war die deutliche Kritik an der extrem kur-

zen Frist für die Stellungnahme zum Refe-

rentenentwurf des GKV-Beitragssatzsta-

bilisierungsgesetzes. Demokratie lebt 

vom Diskurs. Es war zu erwarten, dass die 

Ärzteschaft an vielen Stellen andere An-

sichten hat als die Bundesregierung, aber 

sie sollte zumindest eine realistische 

Chance haben ihre Position darzulegen.

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Herr Reinhardt hat eine angemessene und 

klare Rede gehalten. Er hätte besser nach 

Frau Warken sprechen sollen, um die Spar-

orgie im Gesundheitswesen zulasten der 

Versicherten und Leistungserbringer ziel-

genauer auseinanderzunehmen. Dennoch 

hat er die wichtigsten Punkte benannt, die 

da wären: Kürzungen bei den Leistungen 

für die Versicherten und Kürzungen bei 

den Leistungserbringern bei gleichzeitiger 

Forderung nach mehr Leistungen (z. B. 

Notdienstregelung), das Fehlen der Aus-

sagen zu den teuren versicherungsfrem-

den Leistungen zulasten der GKV, die 

Konsolidierung des Haushaltes auf dem 

Rücken der Patienten, Intransparenz beim 

Bundeszuschuss und Inkaufnahme der 

Verschlechterung der Versorgung. 

Gut fand ich, dass er darauf bestand, dass 

bei der Digitalisierung die Ärzte eingebun-

den werden und nicht den Kassen erlaubt 

wird, sich in die Patientensteuerung einzu-

mischen, denn das schaffe bei Patient: in-

nen und Ärzt:innen kein Vertrauen. Neben 

dem Thema Notfallversorgung, die weiter-

hin unbefriedigend bleibt, war es wichtig, 

das Thema Prävention zu betonen, denn 

da tritt die Partei der Gesundheitsministe-

rin massiv auf die Bremse. Über eine einfa-

che Preissteuerung könnten wichtige ge-

sundheitsschädliche Lebensmittel und 

Suchtmittel (Zucker, Alkohol, Tabak), die 

Milliarden Euro an Folgekosten nach sich 

ziehen, eingespart werden. 

Weniger folge ich dem Kammerpräsiden-

ten beim Thema GOÄ, auch wenn ich ei-

nen Erneuerungsbedarf sehe, denn im 

Grunde ließen sich die Probleme des GKV-

Systems besser lösen, wenn es eine ein-

heitliche Krankenversicherung gäbe, in 

der alle Einkommensarten berücksichtigt 

würden und die ihre Leistungen nach dem 

gesundheitlichen Bedarf und nicht nach 

Kassenlage bzw. Priorisierung der jeweili-

gen Regierung orientieren müsste. 

Wichtig fand ich, dass er die soziale 

Schieflage der Reform, das Fehlen – oder 

müsste man schon sagen, das bewusste 

Verhindern der Prävention (siehe CDU-

Parteitagsbeschluss) – die verquere Digi-

talisierung und die sog. Reform als Kür-

zung der Versorgung der Bevölkerung oh-

ne Konzept oder Struktur für die Zukunft 

entlarvt hat.

Monika Buchalik 

(Liste ÄrztINNEN Hessen):

Der BÄK-Präsident Dr. Klaus Reinhardt be-

tont zu Recht, dass gute Gesetzgebung 

nur im Miteinander mit der Ärzteschaft 

möglich ist. Er fordert die Koordinierung 

der Inanspruchnahme von Patientinnen 

und Patienten. Seiner Meinung nach be-

darf es einer bedarfsgerechten Steuerung 

der Ressourcen.

Michael Andor (Liste Die Hausärzte):

Die Bezugnahme auf christliche Sozial-

ethik, bestehend aus Solidarität, Subsidia-

rität und Eigenverantwortung, ergab eine 

stabile Grundlage für seine weiteren Aus-

führungen. Den dezenten Hinweis „... wer 

mit Ressourcen plant, die gar nicht vor-

handen sind ...“ empfand ich im Zusam-

menhang mit der aktuellen Gesetzgebung 

(Besetzung von Notfallzentren, ewiger 

Hausbesuchsdienst ...) richtig erfrischend.

Dr. med. Lars Bodammer 

(Liste Marburger Bund):

Die wichtigen Punkte und Belange der 

Ärzteschaft hat Klaus Reinhardt prägnant 

benannt. Die Forderung, den Beschluss 

der Reform zu verschieben, damit nach-

gebessert werden kann, hätte ich gerne 

noch detaillierter ausgeführt gesehen, da-

mit die Presse und alle nicht mit der Mate-

rie vertrauten, unsere Belange besser 

nachvollziehen können.

Dr. med. Wolf Andreas Fach (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Deutliche Vertretung der Interessen aller 

im Gesundheitswesen Beschäftigten mit 

differenzierten Überlegungen und Ange-

bot der Zusammenarbeit. Insgesamt ein 

wohltuender Gegensatz zur inhaltslosen 

Äußerung der Ministerin.

MUDr. Juraj Bena 

(Liste Marburger Bund):

Ich habe die Rede von Dr. Reinhardt als 

wichtiges Signal verstanden, dass die not-

wendigen Reformen im Gesundheitswe-

sen nicht weiter zulasten von Patientin-

nen und Patienten sowie der Beschäftig-

ten gehen dürfen. Besonders bedeutsam 

war für mich seine klare Kritik an einer 

einseitigen Sparpolitik und seine Forde-

rung nach einer fairen, solidarischen Fi-

nanzierung sowie nach praxisnahen Re-

formen.

Aus meiner Sicht muss dabei noch stärker 

betont werden: Medizin ist keine gewöhn-

liche Dienstleistung. Ärztliches Handeln 

braucht Zeit, fachliche Unabhängigkeit 

und Orientierung am Menschen – nicht 

primär an ökonomischen Vorgaben. In 

diesem Sinne war die Rede ein wichtiger 

Appell, das Gesundheitswesen nicht nur 

effizienter, sondern vor allem wieder 

werteorientierter zu gestalten.

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Die Rede des BÄK-Präsidenten Dr. Klaus 

Reinhardt war angenehm klar und erfreu-

lich nah an der Realität des Versorgungs-

alltags. Viele Aussagen dürften den Kolle-

ginnen und Kollegen aus der Seele gespro-

Dr. med. Barbara Jaeger, Dr. med. Dr. med./Univ.Belgrad Eva See, Dr. med. Nils Lenz, v. l. 
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chen haben. Besonders wichtig fand ich 

seinen Hinweis, dass die Grenze der Be-

lastbarkeit in vielen Bereichen längst er-

reicht ist. Das erleben wir ja täglich: über-

volle Praxen, Personalmangel, zunehmen-

de Bürokratie – und gleichzeitig immer 

neue politische Erwartungen.

Richtig war auch seine deutliche Forde-

rung, die Freiberuflichkeit und die ärztli-

che Entscheidungsfreiheit zu stärken. Me-

dizin darf nicht in erster Linie nach ökono-

mischen oder administrativen Kriterien 

organisiert werden. Wenn Ärztinnen und 

Ärzte irgendwann mehr Zeit mit Formula-

ren als mit Patienten verbringen, läuft et-

was grundlegend falsch.

Stefanie Minkley (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Dr. Reinhardt hat richtige und wichtige 

Kritikpunkte angebracht: Die versiche-

rungsfremden Leistungen sollten vom 

Bundeshaushalt und nicht von den GKV-

Versicherten getragen werden. Ein solida-

risches System muss sich am Bedarf aus-

richten, nicht der Bedarf nach dem Sys-

tem. Die Forderung nach mehr Präventi-

on, gerade hinsichtlich der Suchtkrankhei-

ten, teile ich dezidiert. Den Plan der Bun-

desministerin, die Tarifsteigerungen in 

den Krankenhäusern nicht mehr in der Re-

finanzierung abzubilden, halte ich eben-

falls für unverantwortlich.

Dr. med. Michael Weidenfeld (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Eine wichtige und klare Rede. Er sieht den 

Reformbedarf im Gesundheitswesen als 

unbestritten. Doch ein reines Spargesetz 

ersetzt keine nachhaltige Strukturreform.

Ein Gesundheitssystem kann dauerhaft 

nicht funktionieren, wenn politische Leis-

tungsversprechen unbegrenzt ausgewei-

tet werden, ohne gleichzeitig eine solide 

Finanzierung sicherzustellen. Die sozialen 

Sicherungssysteme müssen im Zusam-

menhang mit der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit unseres Landes betrachtet 

werden. Dr. Reinhardt spricht in seiner Re-

de die Prinzipien der christlichen Sozial-

ethik an. Es sind die grundlegenden gesell-

schaftlichen Wertvorstellungen von Soli-

darität, Subsidiarität und Eigenverantwor-

tung. 

Die Solidarität ist das Fundament unseres 

Gesundheitssystems. Sie bedeutet, dass 

Gesunde für Kranke, Starke für Schwache 

und Leistungsfähige für Hilfsbedürftige 

einstehen. Aber Solidarität kann nur dann 

dauerhaft bestehen, wenn sie als gerecht, 

nachvollziehbar und belastbar erlebt wird. 

Subsidiarität bedeutet: Entscheidungen 

müssen nah an der Versorgung und nah an 

den handelnden Akteuren getroffen wer-

den. Konkret heißt das: Stärkung der ärzt-

lichen Selbstverwaltung, Abbau unnötiger 

administrativer Strukturen und eine Ver-

sorgung, die effizienter, praxisnäher und 

patientenorientierter organisiert ist. Ei-

genverantwortung wiederum richtet sich 

an die Einzelnen. Sie ist mehr als eine fi-

nanzielle Beteiligung. Eigenverantwor-

tung bedeutet, Verantwortung für die ei-

gene Gesundheit zu übernehmen, Präven-

tion ernst zu nehmen und medizinische 

Leistungen bewusst und angemessen zu 

nutzen.

Er beschreibt mit Sorge die zunehmende 

Bürokratisierung und Überregulierung des 

Gesundheitswesens. Verwaltung, Kon-

trollmechanismen und immer neue Vor-

schriften binden Ressourcen, die in der 

Versorgung der Menschen fehlen. 

Notwendig sei keine kurzfristige Ausga-

benbremse, sondern eine echte Struktur-

reform, die mit allen Akteuren des Ge-

sundheitswesens und unter Einbeziehung 

der Finanzpolitik gemeinsam entwickelt 

werden soll. Er bat seine Unterstützung an.

Die Versorgungssicherheit der Menschen 

in Deutschland darf nicht durch kurzfristi-

ge Sparpolitik gefährdet werden.

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Klaus Reinhardt hat benannt, woran das 

System krankt und Lösungen formuliert. 

Seine Botschaft war eindeutig: Reformen 

funktionieren nicht mit Excel-Tabellen 

und Sparvorgaben allein, sondern nur mit 

Strukturreformen, weniger Bürokratie, 

besserer Patientensteuerung und echter 

Einbindung der Ärzteschaft. Wichtig war 

vor allem der konstruktive Ton: Die Ärzte-

schaft blockiert keine Reformen, sie war-

tet seit Jahren darauf, endlich ernsthaft 

beteiligt zu werden.

Dr. med. Barbara Jaeger (Liste demokra-

tischer Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Herr Reinhardt hat die wichtigen Themen 

angesprochen. Es ging viel um die ausrei-

chende Finanzierung, da klar ist, dass ge-

spart werden muss, obwohl die Kosten 

eher steigen werden (Altersdurchschnitt 

und chronisch Kranke steigen). Er machte 

Vorschläge, wie man sinnvoll sparen kann, 

durch Abbau der Demokratie, sinnvollem 

Einsatz von Digitalisierung, Patienten-

steuerung und Prävention (hohe Kosten 

durch Sucht und Adipositas). Gesund-

heitskompetenz soll schon in der Schule 

erworben werden. Außerdem sollte kein 

unbegrenztes Leistungsversprechen aus-

gesprochen werden, die Notfallreform er-

scheint dringend und bei der Kranken-

hausreform muss die Weiterbildung mit-

gedacht werden. Wichtig fand ich, dass 

Herr Reinhardt darauf hingewiesen hat, 

dass wir Ärztinnen und Ärzte bereit sind 

mit zu sparen, wenn wir das Gefühl be-

kommen, dass unsere Arbeitsbedingun-

gen gesehen und ermöglicht werden. 

Jutta Willert-Jacob (Liste Die Hausärzte):

Die Rede von Dr. Reinhardt fasste sehr gut 

die Probleme des neuen Spargesetzes zu-

sammen und zeigt deren Problematik auf. 

Stellungnahmen zu einem 150 Seiten lan-

gen Gesetzentwurf innerhalb 24 h einzu-

fordern, sei nicht vertretbar. Das erweckt 

den Eindruck, dass eine Meinungsbildung 

dazu nicht gewünscht ist. GKV-Versicher-

Pierre Frevert, Dr. med. Christine Hidas, Dr. med. Detlev Steininger, v. l. 
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te zur Konsolidierung des Bundeshaushal-

tes heranzuziehen, und versicherungs-

fremde Leistungen nicht auszugleichen, 

ist eigentlich gesetzeswidrig, denn die 

Mitgliederbeiträge der Versicherten sind 

zweckgebunden. Hier erntete der Bun-

desfinanzminister Klingbeil scharfe Kritik. 

Dazu lautete der Vorschlag von Reinhardt 

einen Bundeszuschuss, der sich transpa-

rent und dynamisch an tatsächlichen Kos-

ten versicherungsfremder Leistungen be-

teiligt, einzuführen. 

Negativ bewertet wurde auch die Strei-

chung der TSVG-Regelungen (Terminser-

vice- und Versorgungsgesetz). Der BÄK-

Präsident sprach hier von einem Affront 

aller in der Patientenversorgung Tätigen. 

Die Änderung des Digitalgesetzes mit 

weitreichenden Zugriffsrechten auf die 

Daten der elektronischen Patientenakte 

durch Krankenkassen beurteilte der Präsi-

dent als übergriffig. Sein Appell, alle Betei-

ligten aus der Patientenversorgung an den 

Tisch zu bringen, und den Bundesfinanz-

minister hinzuzuziehen, ist sehr gut.

Welche Themen, Debatten oder Anträge 

auf dem 130. Deutscher Ärztetag waren 

Ihnen persönlich besonders wichtig?

Dr. med. Susann Trittmacher (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Die Themenkomplexe „ärztliche Weiter-

bildung“ und „ärztliche Personalbemes-

sung“ sind und waren für mich bedeut-

sam. Diese beiden Themen berühren we-

sentlich sowohl die Inhalte als auch die 

Rahmenbedingungen der ärztlichen Be-

rufsausübung. Beide Themen sind eng 

miteinander verbunden, denn die chroni-

sche Unterbesetzung in der stationären 

Patientenversorgung stellt nicht nur ein 

Risiko in der Patientenversorgung dar, 

sondern höhlt auch die Bereitschaft und 

Möglichkeit aus, sich Zeit für die Weiter-

bildung der jungen Kollegen und Kollegin-

nen zu nehmen und demotiviert diese Kol-

legen und Kolleginnen.

Dr. med. Hansjoachim Stürmer 

(Liste Ältere Ärztinnen und Ärzte):

Das Thema Suchtmedizin wurde ausführ-

lich und zielführend behandelt, auch unter 

dem Gesichtspunkt der persönlichen 

Krankheitssituation Betroffener, und nicht 

nur fachbezogen aus Sicht der behandeln-

den Akteure. Ebenso gab es eine intensive 

Diskussion über das für den bundesweiten 

ärztlichen Nachwuchs wichtige Thema 

Weiterbildung – letztlich auch im Interes-

se der zu betreuenden Patientinnen und 

Patienten.

Dr. med. Jörg Focke 

(Liste Marburger Bund):

Der diesjährige Ärztetag hatte viele sehr 

wichtige Themen und Anträge. Die Bera-

tung über die Musterweiterbildungsord-

nung und über die grundsätzliche Zukunft 

der ärztlichen Weiterbildung war leider zu 

kurz, und es stellt sich die Frage, wie es 

weitergeht. 

Die Debatten und Anträge zur Gesund-

heitsreform und dem GKV-Spargesetz 

waren wichtig und haben Zeichen ge-

setzt. Die Debatte und die Anträge über 

sexualisierten Machtmissbrauch waren 

sehr wichtig. Der nächste Ärztetag wird 

sich diesem Thema nun mit einem eige-

nen Tagesordnungspunkt widmen, und 

das ist gut so! 

Am Montag vor dem Ärztetag fand wie je-

des Jahr das Dialogforum für junge Ärztin-

nen und Ärzte statt. Das diesjährige Mot-

to lautete: „Einfach machen. Selbstverwal-

tung der Zukunft.“ Auch das war ein sehr 

wichtiger Termin. Warum? Weil das Dia-

logforum gezeigt hat, dass der Wunsch, 

sich einzubringen, groß und nicht klein ist. 

Es gilt jedoch, Transparenz und Struktu-

ren zu schaffen, die es letztendlich allen 

ermöglichen, sich aktiv zu beteiligen.

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Debatten zum Thema Prävention. Be-

sonders wichtig fand ich, dass neben dem 

allgemeinen Antrag des Vorstandes auch 

Anträge diskutiert und beschieden wur-

den, die sich zur Gesundheit der Kinder 

und ihrer Lebenswelt (Verkehr, Ernäh-

rung, Bewegung etc.) als wichtigster Pfei-

ler der Prävention positionierten. Was die 

Weiterbildung angeht, fand ich die Vorträ-

ge von Herrn Gehle und Herrn Herrmann 

sehr anregend. Der Blick in die Zukunft 

und über den deutschen Tellerrand hinaus 

bot eine klare Orientierung, wie es mit der 

Weiterbildung in Zukunft weitergehen 

soll. Hier konnte ich sehen, dass sich der 

Vorstand im Vorfeld mit den Fachgesell-

schaften viel Mühe gegeben hat, gangba-

re Kompromisse zu  ventilieren. 

Die Vorträge und die Debatte zur Sucht 

und Suchtprävalenz fand ich sehr ange-

messen und wichtig. Aber am bewegends-

ten war für mich die Debatte über Macht-

missbrauch und speziell zu sexualisierter 

Gewalt am Freitag. Eingeleitet durch vier 

Medizinstudentinnen, die während des 

laufenden Ärztetages (sic!) anzügliche 

Bemerkungen und sexualisierte Übergriffe 

durch Tagungsteilnehmer erlitten hatten 

und dies vor dem Auditorium mutig be-

kannt gaben, wurde eine sehr emotionale, 

aber längst überfällige Debatte angesto-

ßen, die das Thema als Dauerthema vor 

allem für Frauen auf die Agenda brachte. 

Dafür bin ich diesen jungen Kolleginnen 

sehr dankbar und ich hoffe, dass das der 

zitierte Ausruf „die Scham muss die Seite 

wechseln“ nachhaltig wirken möge. Be-

dauert habe ich, dass die Dringlichkeit des 

Themas Klima und Gesundheit mehr vor 

als im Saal adressiert wurde, auch wenn ei-

nige Anträge hierzu verabschiedet wor-

den sind. Positiv ist in dieser Hinsicht, dass 

die Bundesärztekammer transparent dar-

gestellt hat, wie sie den Beschluss der Ab-

geordneten zur CO
2
-Reduzierung und Kli-

maneutralität bis 2030 konsequent und 

sehr erfolgreich umsetzt und sich dem ge-

steckten Ziel nähert. Davon ist unsere 

hessische Ärztekammer meilenweit ent-

Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, BMedSci; Christiane Hoppe, Dr. med. Hansjoachim Stürmer, v. l.
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fernt, die sich das gleiche Ziel gesetzt hat. 

Wir in Hessen sollten uns an der Bundes-

ärztekammer ein Beispiel nehmen.

Michael Andor (Liste Die Hausärzte):

Für mich persönlich war die Berufsord-

nung besonders wichtig. Auch wenn im 

Moment unspektakulär, sie gibt die Rah-

menbedingungen unserer Berufsaus-

übung mit vor: Der Arztberuf muss wei-

terhin persönlich ausgeübt werden, selbst 

Telemedizin muss an einen reellen Praxis-

sitz (= und Verantwortung) gebunden 

sein. Externe Personen dürfen nicht am 

Praxisgewinn beteiligt werden.

Dr. med. Lars Bodammer 

(Liste Marburger Bund):

Die Prävention. Es ist unsere Aufgabe, von 

der Politik die wichtigen und notwendigen 

Maßnahmen, u. a. gesetzliche Vorgaben 

für einen besseren Schutz von Kindern 

und Jugendlichen zu fordern.

Dr. med. Wolf Andreas Fach (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Rückbesinnung auf das Wesentliche mit 

Fokussierung der Weiterbildung auf es-

senzielle und wirklich vermittelbare Inhal-

te (reduce to the max).

MUDr. Juraj Bena 

(Liste Marburger Bund): 

Besonders wichtig waren mir die Debat-

ten über eine Medizin, die sich nicht zu-

nehmend ökonomischen Interessen un-

terordnet, sondern am Wohl der Patien-

tinnen und Patienten, an Menschlichkeit 

und fachlicher Unabhängigkeit orientiert 

bleibt. Sehr bedeutsam fand ich außer-

dem die klare Positionierung des Ärzteta-

ges gegen Machtmissbrauch, sexualisierte 

Gewalt und Diskriminierung im Gesund-

heitswesen. Dass hierzu konkrete Maß-

nahmen beschlossen und das Thema für 

den nächsten Deutschen Ärztetag weiter 

in den Mittelpunkt gerückt wurde, halte 

ich für ein wichtiges und überfälliges Sig-

nal.

Dr. med. Detlev Steininger 

(Liste Die Hausärzte):

Der Bericht der Studierenden über die se-

xuell übergriffigen Grenzverletzungen 

durch männliche Kollegen im Rahmen der 

Veranstaltungen des Ärztetages in Han-

nover hat mich sehr erschüttert. Da diese 

Dinge vorgefallen sind, ist es besonders zu 

begrüßen, dass die jungen Frauen den 

Mut hatten, ihre Erlebnisse öffentlich zu 

machen. Dass Kollegen, die in einer be-

sonderen Verantwortung für die gesamte 

deutsche Ärzteschaft auf dem Ärztetag 

zusammenkommen, sich in Wort und 

Handlung sexuell übergriffig weiblichen 

Studierenden gegenüber verhalten, ist be-

schämend. Machtmissbrauch und sexuell 

übergriffiges Verhalten ist auch im Bereich 

unserer hessischen Ärztekammer zu ver-

muten und da sind wir alle gefordert, hin-

zusehen und öffentlich zu machen, wo 

uns solch ein Verhalten begegnet oder zu-

getragen wird. 

Unter den geplanten Tagesordnungs-

punkten war mir das Thema Weiterbil-

dung besonders wichtig. Die Vortragen-

den Dr. Gehle und Prof. Herrmann haben 

klar die konsentierten Veränderungen 

vorgetragen, nicht ohne darauf hinzuwei-

sen, dass aus ihrer Sicht deutlich mehr 

möglich gewesen wäre. Dieser ganze Tag 

Weiterbildung hat mir klar gemacht, dass 

die Ärzteschaft hier eine „Großbaustelle 

hat mit eigentlich veralteten Bauplänen“. 

Es ist dringend geboten, Weiterbildung 

neu zu denken: Welche Pfade braucht ein 

Weiterzubildender/einen Weiterzubilden-

de organisatorisch und inhaltlich – und ich 

würde zuerst die zeitliche Dauer „Min-

destweiterbildungszeit“ zur Seite stellen – 

um den Anforderungen im Umgang mit 

Patienten stationär und ambulant gerecht 

zu werden!

Dr. med. H. Christian Piper 

(Liste Marburger Bund):

Der vorgeschaltete Dialog mit Jungen 

Ärztinnen und Ärzten am Montag fand 

nach einigen Impulsreferaten wiederum 

breite Beteiligung junger Ärzte im Ple-

num, auf dem Podium und in Arbeitsgrup-

pen eines World-Cafés. Der gesamte Don-

nerstag war für die Besprechung und viele 

Anträge zur Weiterentwicklung der Mus-

ter-WBO reserviert, was zeitlich leider 

nicht gereicht hat und auf den Freitag 

überlief. Auch dort wurde nicht alles ge-

klärt, aber vieles an den Vorstand zur wei-

teren Bearbeitung überwiesen.

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Mich haben vor allem die Debatten zur 

Zukunft der ambulanten Versorgung be-

schäftigt. Dort entscheidet sich letztlich, 

ob unser System in den nächsten Jahren 

stabil bleibt oder nicht. 

Viele Diskussionen hatten einen erfreulich 

realistischen Ton. Es wurde offen darüber 

gesprochen, dass wir an vielen Stellen 

längst nicht mehr über Optimierung re-

den, sondern über das Aufrechterhalten 

der Versorgung. 

Wichtig fand ich außerdem die Diskussio-

nen zur Entbürokratisierung. Das klingt 

immer technisch, betrifft aber ganz kon-

kret die tägliche Arbeitszufriedenheit. Je-

de zusätzliche Dokumentationspflicht 

kostet am Ende Zeit für Patientinnen und 

Patienten.

Dr. med. Nils Lenz 

(Liste Marburger Bund):

Besonders wichtig waren mir die Be-

schlüsse zur verbindlichen Einführung von 

Reanimationsunterricht an Schulen und 

Steigerung der Laienreanimationsquote 

sowie die verbindliche bundesweite Ein-

führung und Finanzierung App-gestützter 

Ersthelfer-Alarmierungssysteme. Diese 

beiden Beschlüsse setzen ein starkes Sig-

nal zur Verbesserung der Notfallversor-

gung und zur Stärkung der Laienreanima-

tion in Deutschland.Dr. med. Sabine Olischläger, Dr. med. Wolf Andreas Fach, Dr. med. Jörg Focke, v. l. 
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Dr. med. Christine Hidas (Liste Fachärz-

tinnen und Fachärzte Hessen):

Das GKV-Spargesetz ist aufgrund der 

weitreichenden Konsequenzen für die Pa-

tientinnen und Patienten, die Ärztinnen 

und Ärzte auch hinsichtlich Finanzierung 

von Weiterbildung sowie den Gang in die 

Niederlassung in diesem Jahr sicher ein 

sehr wichtiges Thema.

Die Weiterentwicklung der Weiterbildung 

ist in jedem Jahr wichtig, unsere jungen 

Kolleginnen und Kollegen wünschen sich 

bürokratiefreie, kammergrenzend über-

schreitende flexible Möglichkeiten, hier 

sind aus meiner Sicht nicht die möglichst 

rasche „Abarbeitung“ der Weiterbildungs-

zeit vorrangig, sondern familienfreundli-

che und ressourcenschonende Arbeitsbe-

dingungen – müssen sie doch den Beruf 

möglicherweise bis zum Alter von 70 Jah-

ren ausüben.

Für mich persönlich war das Thema Anti-

semitismus im Gesundheitswesen schon 

im Vorfeld des Ärztetages sehr wichtig, 

der Verein Ärztinnen und Ärzte gegen An-

tisemitismus hatte einen Stand, dieser war 

gut besucht, es gab erfreulicherweise viel 

Zuspruch und Unterstützung dafür. Eine 

Antrag zur Implementierung von Aus-, 

Fort- und Weiterbildung zum Thema ge-

sundheitliche Folgen von Antisemitismus 

sowie Ansprechpartner in den Kammer 

hatten wir vorbereitet, die Abstimmung 

erfolgt erst Freitagmittag – so es nicht zur 

Konvulutvorstandsüberweisung kommen 

wird.

Dr. med. Dr. med. univ. (UBFM/Belgrad) 

Eva See (Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte Hessen):

Mir waren insbesondere Themen wichtig, 

die Verantwortung, Schutz und Zukunfts-

fähigkeit unseres Berufs betreffen. Dazu 

gehörten die Debatten über Ökonomisie-

rung (siehe z. B. unser Antrag Ic-71), 

Machtstrukturen, Machtmissbrauch, se-

xualisierte Gewalt und Diskriminierung im 

Gesundheitswesen sowie die klare berufs-

ethische Positionierung gegen Antisemi-

tismus. Der hierzu aus organisatorischen 

Gründen an den Vorstand überwiesene 

Antrag zur Einrichtung einer bundeswei-

ten Ansprechstruktur und zu verbindli-

chen Bildungsangeboten setzt ein wichti-

ges Zeichen, denn Antisemitismus ist mit 

dem ärztlichen Berufsethos unvereinbar 

(Antrag Ic-139).

Als angehende Radiologin war es mir au-

ßerdem ein Anliegen, mich für die Verbes-

serung der radiologischen Weiterbildung 

einzusetzen. Eine bundesweit einheitliche 

Anrechenbarkeit von Weiterbildungszei-

ten in den Schwerpunkten des Gebiets Ra-

diologie auf die Facharztweiterbildung Ra-

diologie stärkt die Qualität der Weiterbil-

dung, erleichtert ÄiW-Einblicke in Spezia-

lisierungen und kann helfen, dem Nach-

wuchsmangel entgegenzuwirken: in der 

Kinderradiologie bei ohnehin lückenhafter 

Versorgung von Kindern sowie in der Neu-

roradiologie, die etwa mit Thrombekto-

mien in der Schlaganfallbehandlung in ei-

ner alternden Bevölkerung zunehmend an 

Bedeutung gewinnt (Antrag IVc-41).

Die hier genannten Anträge sind unter die-

sem Artikel online als pdf eingestellt und 

abrufbar.

Dr. med. Sabine Olischläger 

(Liste Die Hausärzte):

Leider sind Debatten zu wichtigen, viel-

leicht auch mal konfliktiven Themen viel 

zu kurz gekommen auf diesem Ärztetag. 

Die WBO war sicher der wichtigste TOP, 

hierzu haben aber die Debatten sinnvoll-

erweise im Vorfeld stattgefunden, so dass 

viele Anträge abzustimmen war, aber na-

türlich die Inhalte in der Abstimmung mit 

den Fachgesellschaften austariert wurden. 

Es wäre schön, wenn die Abarbeitung von 

eher unstrittigen Themen und redaktio-

nellen Änderungen nicht so viel Zeit in An-

spruch nähme.

Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, BMedSci 

(Liste Marburger Bund):

Ich fand es wichtig, dass wir uns nicht aus-

schließlich mit akuten Problemen ausei-

nandersetzt haben, sondern auch mit 

langfristig wichtigen Themen wie Präven-

tion, Suchtmedizin und Machtmissbrauch.

Stefanie Minkley (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Mich hat die Schilderung der Studentin-

nen zum Thema Machtmissbrauch und 

sexuelle Übergriffe sehr beeindruckt und 

ich habe großen Respekt vor dem Mut, 

der dazu nötig ist. Es ist folgerichtig dieses 

Thema für den nächsten Ärztetag in Wies-

baden als Kernthema beschlossen zu 

 haben. 

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Vor allem die Frage, wie dieses Gesund-

heitssystem überhaupt noch finanzierbar 

und arbeitsfähig bleiben soll. Bürokratie-

abbau war deshalb völlig zurecht ein Kern-

thema, denn inzwischen verwalten wir 

uns teilweise mehr, als wir behandeln.

Ebenso wichtig: eine bessere Patienten-

steuerung, die Entlastung von Praxen 

und Notaufnahmen sowie die Frage, wie 

Digitalisierung und KI wirklich helfen 

können, statt zusätzliche Klickarbeit zu 

erzeugen.

Dr. med. Barbara Jaeger (Liste demokra-

tischer Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Das Schwerpunktthema Sucht war sehr 

wichtig. Durch die Stigmatisierung der Pa-

tientengruppe wird diesem Thema sonst 

wenig Aufmerksamkeit gewidmet, ob-

wohl sehr viele Kosten dadurch im Ge-

sundheitssystem entstehen. Die Impuls-

vorträge waren sehr interessant.

Wichtig fand ich auch die Vielfalt der Dis-

kussion zu Fragen der Gesundheits-, Sozi-

al- und ärztlichen Berufspolitik. Es ging 

um Resilienz, Bevölkerungsschutz im Pan-

demie-, Katastrophen- und Kriegsfall, Di-

gitalisierung, Machtmissbrauch, Psycho-

therapie, Menschenrechte, Klima und Ge-

sundheit, Reproduktionsmedizin und vie-

les mehr. 

Auch Signale zur Verbesserung der kindli-

chen Gesundheit mit Forderung nach 

Tempolimit 30 km/h in Städten wurden 

möglich. Der DÄT gibt uns die Möglichkeit 

zum Austausch zu diesen wichtigen The-

men.

Dr. med. Christoph Polkowski, Jutta Willert-Jacob
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Das Schwerpunktthema des diesjährigen 

Ärztetages lautet „Suchtmedizin im 

Wandel – Ärztliche Verantwortung zwi-

schen Prävention, Versorgung und Regu-

lierung“. Welche Aspekte der Diskussion 

halten Sie für besonders relevant für den 

ärztlichen Alltag?

Dr. med. Jörg Focke 

(Liste Marburger Bund):

Wir müssen uns in diesen alltäglichen und 

gesellschaftlichen Diskussionen endlich 

ehrlich machen und nicht von Verboten 

und Bevormundung aus der Politik oder 

der Ärzteschaft sprechen. Ich will mit ei-

nem Zitat von Herrn Prof. Streeck ver-

deutlichen, was ich meine: „Nicht die Prä-

vention ist zu teuer, sondern die Logik des 

Systems, das den Großteil seines Geldes in 

die Reparatur von Krankheiten stecke, 

statt in ihre Vermeidung“.

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Vorträge aus der Praxis von Frau 

Scherbaum waren besonders eindrücklich. 

Ich habe als Psychiater Suchterfahrung 

und weiß um die Schwierigkeiten in der 

Behandlung von an Sucht Erkrankten. Es 

war wichtig, dass in der Debatte deutlich 

gemacht wurde, dass Suchtkrankheiten 

alle Fachrichtungen betreffen. Anderseits: 

dass Herr Streeck als Suchtbeauftragter 

der Bundesregierung zwar die Volksdro-

gen Zucker, Alkohol und Tabak klar ben-

annte, aber sofort nach seinem Vortrag 

aus „Termingründen“ fast fluchtartig den 

Saal verließ, hat einen schalen Beige-

schmack hinterlassen. So musste er sich 

als Regierungsvertreter nicht mehr vor 

den Vertreter: innen der Ärzteschaft er-

klären, warum seine Regierung eher ein 

Ohr für die Zucker-, Alkohol- und Tabak-

industrie hat, als für die suchtbetroffenen 

Patient: innen und die Ärztinnen und Ärz-

te, die täglich mit den verheerenden Fol-

gen dieser Politik zu kämpfen haben. Herr 

Streeck hatte als Arzt zwar richtige Diag-

nosen zu der Suchtproblematik der Ge-

sellschaft vorgetragen, aber eine konse-

quente Therapie – konsequent wie es bei 

der Sucht notwendig und selbstverständ-

lich ist – war ihm dann doch zu viel. 

Dr. med. Wolf Andreas Fach (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Sucht kann jede und jeden treffen und es 

kann geholfen werden. 

MUDr. Juraj Bena 

(Liste Marburger Bund):

 Besonders relevant für den ärztlichen All-

tag ist aus meiner Sicht eine sachliche, 

medizinisch fundierte Aufklärung über 

Suchtgefahren – in der ärztlichen Bera-

tung ebenso wie in der breiteren Gesund-

heitsbildung der Bevölkerung. Prävention 

ist wichtig, sollte aber nicht vor allem 

Angst erzeugen oder Lebensrealitäten 

moralisierend bewerten. Ärztliche Verant-

wortung heißt für mich, Risiken klar zu 

benennen, Abhängigkeit früh zu erkennen 

und Hilfe anzubieten, zugleich aber maß-

voll und lebensnah zu bleiben. Nicht jeder 

gelegentliche Konsum ist bereits Aus-

druck einer Suchterkrankung; entschei-

dend sind Differenzierung, Gesprächsbe-

reitschaft und ein respektvoller Umgang 

mit den Menschen.

Dr. med. Detlev Steininger 

(Liste Die Hausärzte):

Beeindruckt hat mich der Vortrag von 

Frau Dr. Schoett. Sie hat für eine größere 

Sensibilität für psychiatrische Krankheiten 

geworben. Sie hat an vielen Beispielen 

dargestellt, dass Sucht als eigenständiges 

Krankheitsbild sehr häufig auch in der Ko-

morbidität mit psychiatrischen Krankhei-

ten auftritt. Mir hat der Schwerpunkt 

Sucht den Blick auf dieses Thema deutlich 

geweitet.

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Ich fand besonders wichtig, dass Suchter-

krankungen nicht mehr isoliert betrachtet 

werden. In der Versorgung sehen wir zu-

nehmend Mischbilder – psychische Er-

krankungen, soziale Probleme, Abhängig-

keitserkrankungen und chronische Er-

krankungen greifen oft ineinander.

Im ärztlichen Alltag wird außerdem immer 

deutlicher, dass Prävention politisch gern 

gefordert wird, praktisch aber häufig un-

terfinanziert bleibt, oder gar gegen Null 

läuft. Gerade in der Suchtmedizin bräuch-

te es viel mehr niedrigschwellige Angebo-

te und bessere Vernetzung.

Und man muss ehrlich sagen: Die Diskussi-

on über Cannabis hat erneut gezeigt, wie 

schwierig der Spagat zwischen Liberalisie-

rung, Prävention und medizinischer Ver-

antwortung ist. Viele Kolleginnen und Kol-

legen sehen die Entwicklung durchaus mit 

Sorge.

Dr. med. Christine Hidas (Liste Fachärz-

tinnen und Fachärzte Hessen):

Als Oberärztin in einer Notaufnahme ei-

nes Maximalversorgers haben wir häufig 

mit Patienten zu tun, die mit Intoxikatio-

nen mit Alkohol und/oder Drogen einge-

liefert werden, manche verwahrlost, mit 

Wunden und Infektionen. Es ist für uns alle 

eine Herausforderung, sie zu betreuen, 

häufig, weil sie nicht kooperieren wollen, 

aggressiv werden, nicht verstehen, warum 

sie behandelt werden müssen. Wenn sie 

die Notaufnahme wieder verlassen kön-

nen, gibt es keine Möglichkeiten für uns, 

sie direkt weiterzuleiten, z. B. akut in eine 

Suchtklinik, wenn jemand doch zu einem 

Alkoholentzug bereit ist. Außer frische 

Kleider, die wir aushändigen können aus 

unserer Kleiderkammer, können wir kaum 

unterstützen. Das macht betroffen, zumal 

diese PatientInnen häufig wiederkommen 

mit immer denselben Problemen.

Dr. med. Sabine Olischläger 

(Liste Die Hausärzte):

Die Auswirkung der geänderten Cannabis-

gesetzgebung und die Auswüchse der on-

line Verschreibepraxis berühren tatsäch-

lich den ärztlichen Alltag und zeigen auch 

den dringenden Regulierungsbedarf für 

die telemedizinische Versorgung von un-

bekannten Patienten.

Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, BMedSci 

(Liste Marburger Bund):

Besonders beeindruckt war ich davon, 

dass sich die Mehrheit der Abgeordneten 

der Forderung „Social-Media-Verbot für 

Dr. med. H. Christian Piper, Stefanie Minkley
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Kinder und Jugendliche bis zum Alter von 

16 Jahren“ anschloss.

Stefanie Minkley (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Vorträge waren sehr informativ und 

haben die problematische Verankerung 

des Suchtmittels Alkohol in unserer Ge-

sellschaft sowie die noch unausgeschöpf-

ten Möglichkeiten der verhältnispräventi-

ven Maßnahmen aufgezeigt, die auch da-

zu geführt haben, dass Deutschland im 

Public Health-Index auf dem vorletzten 

Platz gelandet ist. Hinsichtlich Steuern 

und Abgaben auf Suchtmittel, wie Niko-

tin, Alkohol, Zucker etc. sowie in der För-

derung von Bewegung und gesunder Er-

nährung, insbesondere für Kinder und Ju-

gendliche, muss unbedingt nachgesteuert 

werden. 

Der zweite Vortrag hat den Aspekt der 

würdigen Behandlung von Suchtkranken 

in den Vordergrund gestellt – einen 

Aspekt, der beim Umgang mit dieser stig-

matisierten Patientengruppe von großer 

Bedeutung ist.

Dr. med. Michael Weidenfeld (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

„Suchtmedizin im Wandel – ärztliche Ver-

antwortung zwischen Prävention, Vorsor-

ge und Regulation“ war ein spannendes 

und gesellschaftlich hoch relevantes Fo-

rum. Nach drei sehr guten einführenden 

Vorträgen entwickelte sich eine intensive 

Diskussion über die Bedeutung der Sucht-

erkrankung und Suchtmedizin für unsere 

Gesellschaft. 

Deutlich wurde: Suchterkrankungen sind 

kein Nischenphänomen. Sie sind in allen 

gesellschaftlichen Bereichen und in jedem 

Alter präsent und verursachen durch die 

unterschiedlichsten Abhängigkeiten enor-

me Kosten für das Gesundheitssystem so-

wie erhebliche volkswirtschaftliche Schä-

den. 

Dabei ging es nicht nur um legale und ille-

gale Drogen, Alkohol oder Nikotin und Ni-

kotinersatzstoffe. Auch digitale Süchte, 

Internetsucht und Spielsucht wurden aus-

führlich thematisiert. Gerade diese Ent-

wicklungen zeigen, wie breit das Thema 

Sucht heute gefasst werden muss. 

Besonders wichtig erscheint mir die früh-

zeitige Aufklärung und Prävention – be-

ginnend bereits in Kindergärten und Schu-

len. Ebenso notwendig sind niedrig-

schwellige Hilfsangebote für Betroffene. 

Natürlich braucht eine Gesellschaft auch 

Regeln und Schutzmechanismen. Noch 

wichtiger halte ich jedoch Aufklärung, Ei-

genverantwortung und Prävention, um 

Suchterkrankungen frühzeitig zu verhin-

dern.

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Gerade in der Suchtmedizin zeigt sich die 

Schieflage unseres Systems besonders 

deutlich: Prävention und Frühintervention 

bleiben chronisch unterfinanziert, behan-

delt wird oft erst, wenn Menschen bereits 

schwer krank sind.

Wie absurd die Prioritäten inzwischen 

sind, zeigt sich bei Kindern und Jugendli-

chen mit Sucht und Doppeldiagnosen: Ak-

tuell gibt es in Deutschland gerade einmal 

85 spezialisierte Behandlungsplätze. Nach 

dem beschlossenen Aus der Jugend-

Suchtklinik Ahlhorn bleiben nur noch 25 

Plätze. Für ganz Deutschland. Für Erwach-

sene stehen über 13.000 Plätze zur Verfü-

gung. Glaubt die Politik wirklich, dass 

Sucht nur ein Problem von Erwachsenen 

ist?

Wer unter solchen Bedingungen ernsthaft 

von Prävention spricht, betreibt politische 

Folklore. Die Folgekosten, menschlich wie 

finanziell, werden am Ende um ein Vielfa-

ches höher sein. Denn Sucht ist kein Rand-

problem. Sie findet mitten in der Gesell-

schaft statt. Und legal bedeutet nicht 

harmlos.

Dr. med. Barbara Jaeger (Liste demokra-

tischer Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Leider gehen Plätze für die Behandlung 

insbesondere für Kinder laut Herrn Prof. 

Streeck zurück. Durch Beimischen von 

Geschmacksstoffen (Vapes und e-Ziga-

rette) wird der Einstieg für Jugendliche er-

leichtert. Das Design ist ansprechend und 

wird als Lifestyle vermarktet. Die Märkte 

sind schneller geworden, unsere Reaktion 

muss auch schneller werden. Cannabis ist 

durch die Legalisierung auch für Jugendli-

che leichter zugänglich geworden. Prä-

vention und Ausbau von Sucht- und Ju-

gendhilfe müssen gestärkt werden. Dr. 

Scherbaum stellt heraus, dass der Alkohol-

konsum von reinem Alkohol in Deutsch-

land hoch ist (10,5 l pro Kopf/Jahr), da-

hinter folgen Nikotinkonsum von 33,7 % 

und Medikamentenabhängigkeit, Canna-

bis ist mit ca. 1 % noch nicht so bedeu-

tend. Das Gesundheitssystem wird durch 

Alkoholmissbrauch belastet, dieser führt 

häufig zu Straftaten und sozialen Folge-

schäden. Verfügbarkeit von Alkohol ist zu 

einfach, es gibt eine Trinkkultur, Werbung 

ist allgegenwärtig, dem muss entgegen-

getreten werden (Strategie SAFER der 

WHO). 

Dr. Schoett betont, dass synthetische 

Opiode immer potenter und leichter er-

reichbar (digitaler Markt) werden. Vielen 

Patient*innen sieht man das lange an, 

wenn sie in Behandlung kommen, werden 

oft nur die Symptome behandelt, statt 

nach den Ursachen zu suchen. Viele Be-

troffene haben Komorbiditäten, ohne ei-

nen Zugang zu Behandlungen zu haben 

(fehlende Möglichkeiten zur Substitution 

in Akutkrankenhäusern und ambulant, die 

meisten Ärzt*innen sind bereits im fortge-

schrittenen Alter ohne Nachfolge). 

Erschreckend finde ich, dass in der Zu-

kunft nicht nur durch Einsparungen im 

Gesundheitswesen, sondern auch durch 

fehlendes Personal (altersbedingtes Aus-

scheiden) die Suchtbehandlung und -prä-

vention trotz Anstieg eher schwieriger 

wird. 

Gefehlt haben mir bei den Vorträgen die 

Aspekte der nicht-substanzgebundenen 

Süchte, die in meiner Praxis zunehmen 

und zu massiven Einschränkungen in der 

Alltagsbewältigung führen.

Jutta Willert-Jacob (Liste Die Hausärzte):

Besonders wichtig ist die Schulung der 

Gesundheitskompetenz der Bevölkerung 

vom Kindergarten an. Dafür müssen die fi-

nanziellen Mittel zur Verfügung gestellt 

werden vom Bund. Unterstützend kann 

tatsächlich ein Fond aus einer Zuckersteu-

er, Alkoholsteuer und Tabaksteuer hinzu-

gezogen werden.

Petra Hummel-Kunhenn 

(Liste Die Hausärzte):

Die Erhöhung der Aufmerksamkeit für 

dieses wichtige und für die meisten von 

uns unangenehme Thema über alle ärztli-

chen Professionen hinweg ist dringend 

notwendig. Es gab wertvolle Informatio-

nen insbesondere zu Hilfemöglichkeiten 

und Unterstützung für die Betroffenen 

wie auch für uns Ärztinnen und Ärzte.
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Christiane Hoppe 

(Liste ÄrztINNEN Hessen): 

Mehr Prävention und Aufklärung über die 

„neuen“ Drogen.

Der Ärztetag hat sich intensiv mit der 

Fortentwicklung der (Muster-)Weiterbil-

dungsordnung beschäftigt. Wo sehen Sie 

aktuell den größten Handlungsbedarf in 

der ärztlichen Weiterbildung?

Dr. med. Susann Trittmacher (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Wegweisende Fortschritte in der Fortent-

wicklung der MWBO konnte ich nicht er-

kennen. Es konnten redaktionelle Ände-

rungen und auch zeitliche Anpassungen 

konsentiert werden. Die inhaltliche Dis-

kussion, wie Weiterbildung in Zukunft ge-

staltet werden kann und muss, ist nach 

wie vor von individuellen Beispielen ge-

prägt; diese Ziselierung findet sich dann 

auch in den Anträgen. 

Die Kernfragen sind weiterhin offen: Wel-

cher Anteil der Weiterbildung ist notwen-

digerweise vor Ort an der Weiterbildungs-

stätte abzuleisten? Wie und ggf. in wel-

chem Umfang können Fallsammlungen, 

Simulationen, Kursfortbildung etc. inte-

griert werden? Welchen Grad der Flexibili-

sierung kann die Verbundweiterbildung 

schaffen? Wir hängen noch sehr im klein-

klein fest.

Dr. med. Hansjoachim Stürmer 

(Liste Ältere Ärztinnen und Ärzte):

Reine Verkürzung der Weiterbildungszeit 

ohne Berücksichtigung fachlich erforderli-

cher Mindestinhalte wäre einerseits kon-

traproduktiv unter dem Gesichtspunkt 

sachbezogener Gründlichkeit. Problema-

tisch ist aus meiner Sicht aber immer noch 

generell die Tatsache föderaler, unter den 

Bundesländern unterschiedlicher, Rege-

lungen.

Dr. med. Christoph Polkowski 

(Liste Marburger Bund):

Es sollten keine neuen Hürden aufgebaut 

werden. Anforderungen, die in der Theo-

rie vielleicht sinnvoll erscheinen, in der 

Praxis aber nicht umsetzbar sind, führen 

am Ende nur zu Unsicherheiten bei den 

Weiterzubildenden und zu längeren Wei-

terbildungszeiten. 

Bei den anstehenden Reformen, insbeson-

dere bei der Krankenhausreform, werden 

die Auswirkungen auf die ärztliche Wei-

terbildung bislang meiner Meinung nach 

zu wenig berücksichtigt. Hier muss die 

Ärzteschaft den politischen Akteuren 

klarmachen, welche Auswirkungen da-

durch mittel- bis langfristig zu erwarten 

sind.

Dr. med. Jörg Focke 

(Liste Marburger Bund):

Der DÄT hat sich intensiv mit der Weiter-

bildung beschäftigt. Der große Wurf ist es 

nicht. Der größte Handlungsbedarf be-

steht darin, die Weiterbildung mit den zu-

künftigen Versorgungsstrukturen zu den-

ken. Und auch wir sollten mal darüber 

nachdenken, ob eine Weiterbildungsord-

nung immer seitenstärker werden muss.

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Den größten Bedarf sehe ich darin, eine 

Weiterbildungsordnung strukturierter 

und inhaltsorientierter zu gestalten, als 

bisher. Dabei ist das Spannungsverhältnis 

zwischen dem Wunsch der Weiterbil-

dungsbefugten und Fachgesellschaften 

den Weiterbildungskandidat:innen mög-

lichst eine umfassende Weiterbildung zu-

kommen zulassen – oder zuzumuten? – 

und der Tatsache, dass es sowohl im sta-

tionären als auch im ambulanten Sektor 

an Kapazitäten mangelt und die Finanzie-

rung ungenügend geregelt ist, in den Re-

debeiträgen mehr als deutlich geworden. 

Die Festlegung von klaren Mindestzeiten, 

die betont nicht als Maximalzeiten ge-

dacht sind, halte ich für einen Meilenstein. 

In diesem Zusammenhang ist es von gro-

ßer Bedeutung die Harmonisierung von 

stationärer und ambulanter Weiterbildung 

voranzubringen, um dem medizinischen 

Nachwuchs eine Weiterbildung aus einem 

Guss und ohne bürokratische Hürden zu 

ermöglichen.

Dr. med. Wolf Andreas Fach (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Effektive Weiterbildung in disruptiven Zei-

ten der Gesundheitspolitik. Einbeziehung 

von zertifizierten Kursen, Delegationen 

und Verbundweiterbildung als Teile der 

Weiterbildung. Ehrlichkeit von Weiterbil-

dungszeugnissen und Stichproben.

MUDr. Juraj Bena 

(Liste Marburger Bund):

Den größten Handlungsbedarf sehe ich in 

einer verlässlicheren und stärker harmoni-

sierten ärztlichen Weiterbildung – zwi-

schen den Bundesländern und perspekti-

visch auch auf europäischer Ebene. Es ist 

schwer vermittelbar, wenn Facharztaner-

kennungen wechselseitig gelten, die kon-

kreten Weiterbildungsanforderungen aber 

erheblich voneinander abweichen. Zu-

gleich sollte die Facharztprüfung als echte 

Qualitätsprüfung gestärkt werden: mit ei-

ner strukturierten Überprüfung der erfor-

derlichen Kenntnisse und Kompetenzen 

durch qualifizierte Prüfungskommissio-

nen. Nur so lässt sich eine hohe und ver-

gleichbare Weiterbildungsqualität sichern.

Dr. med. H. Christian Piper 

(Liste Marburger Bund):

Anspruch und Wirklichkeiten der mit 

eLogbuch unterlegten WBO 2018 driften 

nach nunmehr acht Jahren zunehmend 

auseinander. Immer mehr und schneller 

zuwachsender Wissenszuwachs und mo-

dernes Methodenrepertoire sollen aus 

dem Blickwinkel der Fachgesellschaften 

darin untergebracht und bewältigt wer-

den. Zugleich brandet ein Tsunami der fi-

nanzpolitisch motivierten Gesundheitsre-

formen heran, der disruptiv auf Weiterbil-

dungsstätten und damit direkt auf die 

dort ermöglichten Weiterbildungsumfän-

ge einwirken wird. Daran denkt die Politik 

aber faktisch nicht.

Angesichts dieser Faktoren ist zwar ver-

ständlich, aber nicht glücklich, das Straf-

fen, Vereinfachen, Fokussieren der Wei-

terbildungsinhalte auf Kernkompetenzen 

von Fachärzten so nicht wirklich gelin-

gen will. Es ergab sich letztlich ein kon-

traproduktives Festhalten an zu langen 

Mindest-Weiterbildungszeiten und Kom-

petenzanforderungen, die vor gut zehn 

Jahren konzipiert worden sind. Auch 

werden ständig neue Facharztgebiete 

und neue Schwerpunkte gefordert. Ergo: 

weiter dranbleiben, gut Ding braucht Ge-

duld. 

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Dieser Punkt offenbart für meine Begriffe 

eine Form von „Staatsversagen“. Die Fi-

nanzierung ärztlicher Weiterbildung be-

Ärztekammer



Hessisches Ärzteblatt 7/8 2026 | 13

darf zielgerichteter Priorisierung durch 

den Gesetzgeber. Seitens der KBV liegen 

die Vorschläge für die komplexe Reform 

im ambulanten Bereich seit geraumer Zeit 

vor. Allein es fehlt der politische Wille.

Wir müssen weiterhin dringend dafür sor-

gen, dass Weiterbildung wieder als tat-

sächliche Qualifizierungszeit verstanden 

wird – und nicht als Nebenprodukt eines 

ohnehin überlasteten Klinikbetriebs.

Viele junge Kolleginnen und Kollegen sind 

hoch motiviert, erleben aber einen Alltag 

zwischen Personalmangel, ökonomi-

schem Druck und fehlender Struktur. Das 

frustriert viele frühzeitig.

Außerdem müssen wir aufpassen, dass 

Weiterbildung nicht zunehmend unattrak-

tiv wird. Wenn junge Ärztinnen und Ärzte 

erleben, dass Selbstständigkeit vor allem 

Bürokratie, wirtschaftliches Risiko und 

permanente Überlastung bedeutet, dann 

dürfen wir uns über Nachwuchsprobleme 

in der Fläche nicht wundern.

Dr. med. Nils Lenz 

(Liste Marburger Bund):

Aktuell sehe ich den größten Handlungs-

bedarf in der ärztlichen Weiterbildung im 

Bereich der Digitalisierung und Telemedi-

zin. Es ist wichtig, dass angehende Ärztin-

nen und Ärzte auf die neuen Entwicklun-

gen und Technologien vorbereitet wer-

den.

Dr. med. Christine Hidas (Liste Fachärz-

tinnen und Fachärzte Hessen):

Die Weiterbildung muss besser stationär/

ambulant verzahnt werden – dies ist der 

geforderten Ambulantisierung aber auch 

den Bedürfnissen der Weiterzubildenden 

geschuldet. Hier ist es wichtig, unkompli-

zierte und klare Strukturen zu schaffen die 

auch bundesweit in den Kammern gleich 

sind. Von der Politik sind ausreichende Fi-

nanzierungen einzufordern. Nur so wer-

den junge Kolleginnen und Kollegen nicht 

verschreckt sich irgendwann in der selbst-

ständigen Niederlassung, um für die Bür-

gerinnen und Bürger die medizinische 

Versorgung aufrecht zu erhalten.

Dr. med. Dr. med. univ. (UBFM/Belgrad) 

Eva See (Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte Hessen):

Den größten Handlungsbedarf sehe ich 

aktuell in einer strukturierten, qualitativ 

hochwertigen und zugleich realistisch 

umsetzbaren Weiterbildung. Dafür brau-

chen wir Weiterbildungsverbünde, damit 

alle geforderten Inhalte der Facharztwei-

terbildung sektoren- und standortüber-

greifend vermittelt werden können, sowie 

eine konsequente Weiterentwicklung 

kompetenzbasierter Weiterbildungskon-

zepte. Gleichzeitig muss Weiterbildung 

als eigenständige ärztliche Aufgabe aner-

kannt und ausreichend finanziert werden 

– gute Weiterbildung braucht Zeit, Su-

pervision und verlässliche Strukturen. Zu-

dem sollten die Leistungskataloge der 

(Muster-)Weiterbildungsordnung regel-

mäßig überprüft und an die Anforderun-

gen moderner Medizin angepasst wer-

den.

Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, BMedSci 

(Liste Marburger Bund):

Vielleicht war der langfristig bedeutsams-

te angenommene Antrag die konsequente 

Änderung des Wortes „Weiterbildungs-

zeit“ in „Mindestweiterbildungszeit“. Auch 

wenn das inhaltlich gar nichts ändert, hof-

fe ich, dass bei einer kompetenzbasierten 

Weiterbildungsordnung der untergeord-

nete Punkt der Zeit als Mindestanforde-

rung verständlicher wird. Und nun weitere 

Schritte folgen können.

Stefanie Minkley (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die größte Problematik sehe ich hinsicht-

lich der Qualität der Weiterbildung: Zwi-

schen Personalmangel, Nachtdiensten 

und steilen Hierarchien leidet eine struk-

turierte und gründliche Weiterbildung – 

dass im Logbuch oft Eingriffe oder Kom-

petenzen abgezeichnet werden, die nicht 

erlernt wurden, hat eine Abfrage des Pu-

blikums beim Dialogforum bestätigt. 

Nötig wären eine Evaluation und Quali-

tätssicherung der Weiterbildungsbefug-

ten – und natürlich endlich auch die Ver-

gütung von Weiterbildung im stationären 

Bereich. Auch hier spielt Machtmiss-

brauch eine große Rolle bei befristeten 

Verträgen und Abhängigkeit vom Weiter-

bildungsbefugten.

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Das größte Problem: Weiterbildung wird 

politisch permanent gefordert, aber 

strukturell und finanziell kaum abgesi-

chert. In den aktuellen Reformen ist sie 

bestenfalls Randnotiz.

Es fehlt an verlässlicher Finanzierung, 

planbaren Strukturen und vor allem an 

Zeit. Weiterbildung findet vielerorts zwi-

schen Dokumentationspflicht, Personal-

mangel und Überstunden statt. Gleichzei-

tig müssen moderne Inhalte wie Digitali-

sierung, KI und interprofessionelle Zusam-

menarbeit endlich selbstverständlich wer-

den.

Dr. med. Barbara Jaeger (Liste demokra-

tischer Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Auch wenn es noch Kräfte gibt, die das al-

te System erhalten möchten, geht die Ent-

wicklung hin zu Verkürzung und Vereinfa-

chung. Immer noch haben wir in Deutsch-

land EU-weit die längsten WB-Zeiten. In 

Hessen dauert es meist immer noch zehn 

Jahre bis zum Erhalt der Gebietsbezeich-

nung, da muss dringend gegengesteuert 

werden.

Welche Beschlüsse oder Diskussionen 

des Deutschen Ärztetages könnten aus 

Ihrer Sicht besondere Auswirkungen auf 

Hessen beziehungsweise die hessische 

Ärzteschaft haben?

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Beschlüsse zur Weiterbildung müssen 

auf Landesärztekammerebene umgesetzt 

werden und werden selbstverständlich 

Konsequenzen haben. Wichtige Beschlüs-

se für Hessen, wie beispielsweise die Neu-

ordnung der Notdienstverordnung, wer-

den wohl weiter auf Vorstandsebene dis-

kutiert werden, ohne dass es bisher um-

setzungsfähige Beschlüsse gibt. Die De-

batte über den Machtmissbrauch und spe-

ziell über sexualisierter Gewalt gegen 

Ärzt:innen und Patient:innen, die in Han-

nover als ein Schwerpunktthema für den 

nächsten Deutschen Ärztetages in Wies-

baden abgestimmt worden ist, sollten wir 

in Hessen als Auftrag verstehen, den 

Deutschen Ärztetag hierbei sehr gut und 

umsichtig vorzubereiten. Dabei sollte 

meiner Meinung nach Listen übergreifend 

Ideen und Vorschläge gesammelt werden 

und unseren Menschenrechtsbeauftrag-

ten der Rücken gestärkt werden – viel-

leicht auch personell. 

Ärztekammer
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Dr. med. Lars Bodammer 

(Liste Marburger Bund):

Hessen sollte als Flächenland betrachtet 

werden. Unter diesem Aspekt gehört Hes-

sen zu den Leidtragenden der Gesund-

heitsreform, da die Kliniken auf dem Land, 

als auch die ambulante Versorgung die 

Sparmaßnahmen besonders hart treffen.

MUDr. Juraj Bena 

(Liste Marburger Bund):

Besondere Auswirkungen für Hessen sehe 

ich vor allem bei der ärztlichen Weiterbil-

dung und der künftigen Versorgungs-

struktur. Die Beschlüsse zu Weiterbil-

dungsverbünden, verlässlichen Rahmen-

bedingungen und Qualitätssicherung sind 

gerade mit Blick auf die sektorenübergrei-

fende Versorgung und den Fachkräfte-

mangel sehr relevant.

Hessen ist bei einzelnen Punkten, etwa 

der Verankerung von Weiterbildungsver-

bünden und Ombudsstrukturen, bereits 

auf einem guten Weg – umso wichtiger 

ist, diese Ansätze weiterzuentwickeln. Da-

rüber hinaus werden die Diskussionen zur 

Krankenhausreform, zur Notfallversor-

gung und zum Schutz vor Machtmiss-

brauch auch die hessische Ärzteschaft un-

mittelbar betreffen.

Dr. med. H. Christian Piper 

(Liste Marburger Bund):

Mehr Suchtvermeidung und Prävention 

im Jugendalter entwickeln, mehr Gesund-

heitskompetenz in allen Lebensaltern un-

terstützen, zukunftsfestes Nachbessern 

und Entschlacken der Weiterbildungsord-

nung und der überbordenden fachlichen 

Inhalte, auch personeller Aufbau von be-

gleitender Qualitätssicherung und direkte 

Beratung für Weiterbildungsstätten und 

ihre Befugten.

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Gerade für Hessen sind die Diskussionen 

über ambulante Versorgung und Nach-

wuchsgewinnung hochrelevant. Wir ha-

ben Ballungsräume mit hoher Verdich-

tung, gleichzeitig aber auch Regionen, in 

denen Nachbesetzungen immer schwieri-

ger werden. Viele hessische Kolleginnen 

und Kollegen beschäftigt außerdem die 

Frage, wie sich der zunehmende wirt-

schaftliche Druck auf kleinere und mittle-

re Praxen auswirkt. Die Sorge ist schon 

spürbar, dass inhabergeführte Strukturen 

langfristig verdrängt werden könnten.

Auch die Krankenhausreform wird in Hes-

sen erhebliche Auswirkungen haben – ins-

besondere auf die Zusammenarbeit zwi-

schen Klinik und ambulanter Versorgung.

Dr. med. Christine Hidas (Liste Fachärz-

tinnen und Fachärzte Hessen):

Die Diskussion um den Machtmissbrauch: 

Hier bewundere ich den Mut, den die Stu-

dentinnen aufgebracht haben, in so klaren 

und kurzen Sätzen das zu beschreiben, 

was schon lange hätte gesagt werden 

müssen. Der Ärztinnenbund hat bereits im 

Vorfeld des Ärztetages dieses Thema auf-

gegriffen (in vorherigen Ärztetagen wur-

den Anträge dazu mit „Nichtbefassung“ 

abgestimmt!), ebenso hat der Marburger 

Bund die Studie darüber kurz vor dem 

Ärztetag veröffentlicht.

Es ist an der Zeit, diese Missstände zu be-

nennen bzw. den Betroffenen beizuste-

hen, wenn sie endlich den Mut aufbringen, 

von solchen Vorfällen zu berichten – und 

zwar auf allen Ebenen der Ärzteschaft. 

Der Respekt, den wir von Patientinnen 

und Patienten sowie der Gesellschaft er-

warten, den müssen wir untereinander 

scheinbar wieder zum Leben erwecken.

Für mich ist es keine Überraschung – in 

den Ärztinnennetzwerken sprechen wir 

schon lange darüber, erfahren in persönli-

chen Gesprächen von Missbrauch vor al-

lem verbal und körperlich den Kolleginnen 

gegenüber. Wir benötigen eine gemeinsa-

me Anstrengung, unsere Befürsorgten zu 

schützen und diejenigen zu benennen und 

zur Rechenschaft ziehen, die Machtmiss-

brauch und sexualisierte Gewalt anwen-

den oder auch tolerieren.

Dr. med. Dr. med. univ. (UBFM/Belgrad) 

Eva See (Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte Hessen):

Für die Landesärztekammer Hessen sind 

insbesondere die Beschlüsse relevant, die 

die Weiterbildungsordnung und die Wei-

terbildungsstrukturen betreffen, da diese 

auf Landesebene konkret umgesetzt wer-

den müssen. Gleiches gilt für Beschlüsse, 

die sich direkt an die Landesärztekam-

mern richten und damit unmittelbare Aus-

wirkungen auf die ärztliche Selbstverwal-

tung in Hessen haben.

Eine besondere Bedeutung hat zudem das 

beim 130. Deutschen Ärztetag beschlos-

sene Schwerpunktthema des kommen-

den 131. Deutschen Ärztetages 2027 in 

Hessen: Machtmissbrauch, sexualisierte 

Gewalt und Diskriminierung im Gesund-

heitswesen. Hessen wird sich als Gastge-

ber intensiv und verantwortungsvoll auf 

diese wichtige Debatte vorbereiten müs-

sen.

Dr. med. Michael Weidenfeld (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Gerade die Beschlüsse zum Thema Sucht 

und Suchtprävention haben mir sehr gut 

gefallen. Sie setzen wichtige Signale für 

eine moderne und verantwortungsvolle 

Gesundheitspolitik. Besonders positiv ist, 

dass Prävention, Aufklärung und frühzeiti-

ge Hilfsangebote stärker in den Mittel-

punkt gerückt werden. Ich bin überzeugt, 

dass diese Beschlüsse auch Auswirkungen 

in Hessen haben werden. Denn Suchter-

krankungen betreffen längst alle gesell-

schaftlichen Bereiche und Altersstufen – 

von klassischen Abhängigkeiten wie Alko-

hol, Nikotin oder Drogen bis hin zu digita-

len Süchten und Spielsucht. 

Entscheidend bleibt, frühzeitig anzuset-

zen: in Familien, Kindergärten, Schulen 

und im gesellschaftlichen Umfeld insge-

samt. Prävention und Aufklärung sind der 

Schlüssel, um Menschen zu schützen und 

langfristig auch unser Gesundheitssystem 

zu entlasten. 

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Auch Hessen wird die Folgen des Fach-

kräftemangels, der Bürokratiebelastung 

und der schwierigen Krankenhausfinan-

zierung deutlich spüren. Viele Diskussio-

nen des Ärztetags betreffen daher unmit-

telbar die hessische Versorgungsrealität, 

insbesondere die Sicherstellung der Ver-

sorgung im ländlichen Raum, die Entlas-

tung der Kliniken und die Nachwuchsge-

winnung.

Jutta Willert-Jacob (Liste Die Hausärzte):

Ich erwarte eine Überarbeitung des GKV-

BStabG mit soliden Kenntnissen der Reali-

tät. Es gilt Vertragsfreiheit zu stärken, 

Fehlanreize zu beseitigen, Bürokratie ab-

zubauen und Finanzierungsverantwor-

tung klar zuzuordnen. Die Finanzierung 

von Fremdleistungen durch die GKV-Ver-
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sicherten muss enden, und die Bürger-

geld-Gesundheitskosten müssen vollstän-

dig steuerfinanziert werden. Die Aussagen 

im Koalitionsvertrag müssen umgesetzt 

werden. 

Zentrales Thema ist auch die Patienten-

steuerung, das Primärarztversorgungs-

system soll umgesetzt werden. Die HZV 

nach § 73b SGBV besteht und läuft bereits 

als gutes Beispiel. Die Vertragsautonomie 

muss erhalten bleiben. Die Fixkostende-

gression muss gestrichen werden. Kosten-

ersparnisse werden schwerpunktmäßig im 

ambulanten System vorgenommen, je-

doch gibt es noch Luft nach oben bei den 

Pharmakotherapien, den Krankenhäusern 

und, worüber bisher niemand spricht, den 

Krankenkassenverwaltungen. Die ePA-

Pflicht bringt ab 2026 erheblichen Doku-

mentationsaufwand und Bürokratiezu-

wachs statt Abbau. Das muss besser wer-

den.

Welche Erwartungen haben Sie für die 

kommenden Monate an die Gesundheits-

politik der Bundesregierung?

Dr. med. Christoph Polkowski 

(Liste Marburger Bund):

Ich erwarte, dass die Ärzteschaft bezüg-

lich des GKV-Beitragsstabilisierungsge-

setztes angehört wird. Ob die Reformen, 

wie vom Präsidenten der Bundesärzte-

kammer gefordert, auf „Hold“ gesetzt 

oder angepasst werden, bleibt allerdings 

offen. Ich habe die Sorge, dass aufgrund 

des „Sparzwangs“ Entscheidungen getrof-

fen werden, die nur sehr schwer wieder 

umkehrbar sind und dadurch langfristige-

re Auswirkungen auf die Gesundheitsver-

sorgung in Deutschland haben. 

Dr. med. Jörg Focke 

(Liste Marburger Bund):

Ich erwarte von der Gesundheitspolitik 

der Bundesregierung gute und realistische 

Arbeitsbedingungen für mich und alle an-

deren, die im Gesundheitswesen arbeiten. 

Ein Anfang wäre deutlich weniger Büro-

kratie!

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Meine Erwartungen decken sich überwie-

gend, wenn auch nicht in allem, mit den 

Erwartungen vieler Tagungsteilneh-

mer:innen, nämlich, dass es in Hinsicht auf 

strukturelle Verbesserungen, mehr finan-

zielle Sicherheit und Gerechtigkeit für 

Versicherte und für Ärzt:innen geben soll-

te, als ausgerechnet dort den Rotstift an-

zusetzen. Als jemand, der im Bereich spre-

chende Medizin seinen Schwerpunkt hat, 

wurde ich bereits exemplarisch für andere 

mit Honorarkürzungen abgestraft, ob-

wohl gerade diese Ärztegruppe ohnehin 

auf der Honorarrangliste ganz unten 

steht. Von einer Regierung, die solche so-

zial unausgewogenen Kürzungen als Ge-

sundheitspolitik verkauft, erwarte ich lei-

der nichts substanziell Brauchbares für die 

Zukunft.

Michael Andor (Liste Die Hausärzte):

Entlastung der GKV von versicherungs-

fremden Leistungen (Entrümpelung der 

altbekannten Verschiebebahnhöfe), klare 

Strukturierung durch ein verpflichtendes, 

echtes Primärarztsystem, die Vergütung 

von investorengetragenen MVZ darf nicht 

höher sein als die der Landärzte. Klärung 

der Finanzierung der Weiterbildung. Hier 

sehe ich Handlungsbedarf.

Dr. med. Detlev Steininger 

(Liste Die Hausärzte):

Ich bin da desillusioniert: KEINE, die zum 

Wohle der Patienten vorteilhaft wären.

Dr. med. H. Christian Piper 

(Liste Marburger Bund):

Abkehr vom Rasenmäher-Prinzip bei der 

Kostensteuerung, quantitative Entlastung 

der GKV von den nicht durch Beiträge un-

terlegten versicherungsfremden Leistun-

gen, sachgerechte und mit eingebunde-

nem ärztlichen Sachverstand gemeinsam 

erarbeitete neue und zukunftssichere Ver-

sorgungsstrukturen.

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Betrachtet man die Reden zur Eröffnung 

des DÄT in Hannover, so waren die Aus-

führungen des niedersächsischen MP Olaf 

Lies analytisch klar und von Empathie ge-

genüber der Ärzteschaft geprägt. Anzu-

nehmen ist jedoch, dass diese Form der 

Interaktion weder in seiner eigenen Par-

tei, noch in der Koalition sich etablieren 

wird.

Ich hoffe vor allem auf mehr Realitätssinn 

im Rahmen der parlamentarischen Ver-

fahren. Das Gesundheitswesen lässt sich 

nicht dauerhaft mit immer neuen Geset-

zen und deren klangvoller Namensgebung 

stabilisieren, wenn gleichzeitig Personal 

fehlt und die Versorgung an vielen Stellen 

bereits auf Verschleiß fährt.

Die Politik muss endlich verstehen, dass 

Motivation und Vertrauen zentrale Res-

sourcen im System sind. Wer Leistungser-

bringer permanent kontrolliert, reguliert 

und mit Bürokratie belastet, darf sich über 

Frust und Nachwuchsprobleme nicht 

wundern.

Das unbegrenzte Leistungsversprechen 

der politischen Akteure gegenüber der 

Bürgerinnen und Bürger muss in eine 

wahrhafte Kommunikation überführt wer-

den.

Wir brauchen jetzt keine Symbolpolitik 

mehr, sondern konkrete Entlastung im All-

tag.

Dr. med. Dr. med. univ. (UBFM/Belgrad) 

Eva See (Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte Hessen):

Ich erwarte von der Bundesregierung, 

dass sie die Sorgen der Ärzteschaft bei der 

aktuellen Umstrukturierung des Gesund-

heitswesens ernst nimmt. Wenn politisch 

eine stärkere Ambulantisierung gewollt 

ist, dann müssen auch die Rahmenbedin-

gungen so gestaltet werden, dass inhaber-

geführte Praxen wirtschaftlich tragfähig 

sind und bleiben und junge Ärztinnen und 

Ärzte eine realistische Perspektive zur 

Niederlassung haben, auch in technisch, 

interventionell und operativ geprägten 

Fachgebieten. Dazu gehören aus meiner 

Sicht insbesondere die konsequente Re-

gulierung investorengetragener MVZ, die 

strukturelle Stärkung inhabergeführter 

Praxen, verlässliche Investitions- und Fi-

nanzierungsbedingungen sowie eine stär-

kere Förderung der Weiterbildung im am-

bulanten Bereich.

Dr. med. Sabine Olischläger 

(Liste Die Hausärzte):

Ich erwarte mutige Strukturreformen, die 

nicht nur kurzfristige Sparmaßnahmen 

und Kostendämpfung im Blick haben, son-

dern grundsätzliche Fehlentwicklungen in 

den Blick nehmen. Ich erwarte ein zügiges 

Einführen eines Primärarztsystems mit 
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echter Steuerungswirkung. Ich erwarte ei-

ne klare Kommunikation der Politik ge-

genüber der Bevölkerung, an welcher 

Stelle Umsteuerung stattfinden kann oh-

ne Nachteile für die Gesundheitsversor-

gung, damit dies nicht immer als Ver-

schlechterung wahrgenommen wird und 

die Diskussionen nicht in die Arztpraxen 

verschoben werden. Hierzu hätte ich mir 

auf dem diesjährigen DÄT mehr Diskussio-

nen gewünscht, was aus Sicht der Ärzte-

schaft von uns dazu an Ideen eingebracht 

werden kann.

Stefanie Minkley (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Notfallreform muss jetzt endlich aus 

der Schublade und ins Parlament gebracht 

werden. Verhältnispräventive Maßnah-

men wie das Alkoholverbot für Minderjäh-

rige, Verbot von Tabak- und Alkoholwer-

bung, eine Zuckersteuer/-abgabe und im 

Gegenzug gerne Steuersenkungen für 

bspw. Obst und Gemüse, müssen jetzt 

kommen. Und auch das durch den DÄT 

empfohlene Social Media-Verbot für unter 

16-Jährige sollte eingeführt werden.

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Mein frommer Wunsch (leider keine echte 

Erwartung): endlich echte Strukturrefor-

men unter echter Beteiligung der Ärzte-

schaft! Nicht noch mehr Symbolpolitik, 

Prüfquoten und Spargesetze, sondern Re-

formen, die Versorgung tatsächlich ver-

bessern.

Petra Hummel-Kunhenn 

(Liste Die Hausärzte):

Bei der offensichtlichen Ablehnung durch 

Frau Bundesgesundheitsministerin War-

ken eigentlich nichts mehr. Da ich aber nie 

die Hoffnung aufgebe, hoffe ich auf eine 

für Patientinnen und Patienten gute aber 

auch dann auch verbindliche Umsetzung 

des Primärarztsystems und der Notfall-

versorgung.

Christiane Hoppe (Liste ÄrztINNEN Hes-

sen):

Ich würde davon träumen, dass es eine 

konstruktive Diskussion mit ambulant tä-

tigen KollegInnen gibt. Das nicht einfach 

nur alles darauf runtergebrochen wird: 

mehr Arbeit für weniger Geld.

Welche Aspekte haben Sie überrascht?

Dr. med. Christoph Polkowski (Liste Mar-

burger Bund):

Überrascht hat mich wie schnell die Regie-

rung jetzt die Einführung eine Zucker-

steuer plant, nachdem diese vor wenigen 

Monaten noch von führenden CDU-Politi-

kern und dem CDU-Bundesparteitag ab-

gelehnt wurde. Finanzieller Druck über-

zeugt scheinbar mehr als jedes Argument.

Dr. med. Jörg Focke (Liste Marburger 

Bund):

Dass wir ein wirklich sehr gutes Dialogfo-

rum junge Ärztinnen und Ärzte durchfüh-

ren, die Ergebnisse aber nicht auf dem 

Deutschen Ärztetag präsentieren und 

nutzen.

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Ich war überrascht, dass dieser Ärztetag, 

trotz der Fülle an Themen und anstehen-

den Beschlüssen, doch relativ konzen-

triert die Weiterbildungsordnung abgear-

beitet hat und sich hierfür den Raum er-

kämpft hat, obwohl einige Abgeordnete 

mit Geschäftsordnungsanträgen die de-

mokratische Debatte zu verkürzen, wenn 

nicht gar abzuwürgen versuchten. So 

schätze ich, dass der Deutsche Ärztetag 

eine gewisse Spontaneität und Debatten-

kultur an den Tag legt, die man woanders 

nicht mehr kennt.

Nun komme ich zu meiner eigentlichen 

Überraschung: Die vereinzelten Anträge 

zu Machtmissbrauch und sexualisierter 

Gewalt, die u. a. auf einer sehr aktuellen 

großen Befragung des Marburger Bundes 

unter jungen Ärztinnen fußte, bekam eine 

ungeheure Dynamik durch die Zeugnisse 

von betroffenen jungen Medizinstuden-

tinnen. Die Beiträge hierzu markierten aus 

meiner Sicht einen point-of-no-return 

hinsichtlich der Brisanz des Themas. In 

diesem Zusammenhang hat mich ferner 

überrascht und besonders gefreut, dass 

bei den Ausstellern neben den üblichen 

kommerziellen Anbietern und den Ärzte-

organisationen auch zivilgesellschaftliche 

Stände zu sehen waren, wie den Stand der 

Deutschen Allianz für Klima und Gesund-

heit und eben auch den von Pro Choice, 

einer Organisation, die für das Recht von 

Frauen kämpft, über ihren Körper selbst 

zu bestimmen. Der deutsche Ableger 

wurde übrigens von Sabine Riese gegrün-

det, ehemalige Delegierte der Hessischen 

Ärztekammer, die dieses Jahr verstorben 

ist. 

Michael Andor (Liste Die Hausärzte):

Auch ketzerische Gedanken wurden am 

Rednerpult ausgesprochen, wie „Digitali-

sierung als steigender Kostenfaktor in der 

Zeit sinkender Einkünfte“ oder „Durch die 

Digitalisierung erfahren die Praxen nicht 

immer nur Arbeitserleichterung“. Kosten-

Nutzen Betrachtung bei den DIGA-s.

MUDr. Juraj Bena (Liste Marburger 

Bund):

 Überrascht hat mich, wie deutlich und 

entschlossen der Ärztetag das Thema 

Machtmissbrauch, sexualisierte Gewalt 

und Diskriminierung im Gesundheitswe-

sen aufgegriffen hat. Dass diese Fragen so 

klar benannt und mit konkreten Beschlüs-

sen verbunden wurden, halte ich für ein 

wichtiges Signal. Es zeigt, dass die Ärzte-

schaft bereit ist, auch schwierige innere 

Probleme offen anzugehen.

Dr. med. Detlev Steininger (Liste Die 

Hausärzte):

Überrascht hat mich die bis zum Freitag-

morgen unsichtbare Präsenz von Macht-

missbrauch, sexueller Belästigung und se-

xueller Übergriffigkeit auf einem Deut-

schen Ärztetag. Damit hatte ich nicht ge-

rechnet. 

Frustriert und negativ überrascht war ich 

von der Flut der Anträge unter 1 c – be-

rufspolitische Anträge und dem teilweise 

hilflosen Versuch, diese Flut inhaltlich und 

zeitlich am letzten Sitzungstag zu bewäl-

tigen. Da braucht es neue Ideen, wenn wir 

zukünftig mit den Inhalten und der kriti-

schen Auseinandersetzung mit diesen 

glaubwürdig bleiben wollen.

Dr. med. H. Christian Piper (Liste Marbur-

ger Bund):

Berührend und zugleich tief beschämend 

sind die nahezu unfassbaren Mitteilungen 

und leider absolut notwendigen Anklagen 

von MedizinstudentInnen und jüngeren 

ÄrztInnen über sexuellen Missbrauch und 
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unangemessene hierarchische Gewalt un-

ter Ärzten. Das ist ein Sofortthema für alle 

ärztlichen Berufsvertretungen, die Ver-

bände sowie für den nächsten Deutschen 

Ärztetag.

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Ganz klar: Die Berichterstattung der Me-

dizinstudentinnen zu übergriffigem Ver-

halten vor Ort, Grenzüberschreitungen 

und Formen sexualisierter Gewalt.

Mich hat weiterhin überrascht, wie offen 

inzwischen auch auf einem Ärztetag über 

Frustration und Erschöpfung gesprochen 

wird. Früher wurden solche Themen oft 

eher hinter vorgehaltener Hand disku-

tiert.

Gleichzeitig fand ich bemerkenswert, wie 

groß trotz aller Belastungen weiterhin die 

Bereitschaft ist, konstruktiv an Lösungen 

mitzuwirken. Das zeigt, dass die Identifi-

kation mit dem Arztberuf nach wie vor 

sehr hoch ist.

Daher geht mein Dank an alle, die uns 

hierbei unterstützen: sei es familiär, kolle-

gial oder hauptamtlich.

Dr. med. Sabine Olischläger (Liste Die 

Hausärzte):

Überrascht und desillusioniert hat mich, 

wie sehr wir uns in unserer Blase im Klein-

klein verlieren und teilweise realitätsferne 

Diskussionen führen, die an den großen 

Herausforderungen der Zeit völlig vorbei-

gehen. Bei allem Verständnis für die vielen 

guten Anregungen und Ideen und Wün-

sche, die sich in der nicht zu bewältigen-

den Antragsflut vor allem zu gesell-

schaftspolitischen Themen darstellen, 

wünsche ich mir mehr Konzentration auf 

die Dinge, die uns als Ärzteschaft konkret 

betreffen und unser eigenes Handeln er-

fordern.

Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, BMedSci 

(Liste Marburger Bund):

Freitags besprechen wir traditionsgemäß 

unter TOP 1c alle Anträge, die nicht unter 

einen anderen Top fallen – in diesem Jahr 

ca. 180. Wie wir damit sinnvoll umgehen 

können, ist seit vielen Jahren ein nicht ge-

löstes Problem. Diese Anträge werden un-

ter verschiedenen Themen-Überschriften 

geclustert. Seit dem vergangenen Jahr 

können die Abgeordneten durch Auswahl 

von bis zu zehn Überschriften entschei-

den, in welcher Reihenfolge wir die The-

men besprechen wollen – eine erste Ver-

besserung des Vorgehens. In diesem Jahr 

entschied sich die Mehrheit der Versamm-

lung überraschenderweise direkt zu Be-

ginn des TOPs 1c völlig auf eine Debatte 

der Themen und der Anträge zu verzich-

ten und nur bei einer Gegenrede zu einem 

Antrag auch eine Unterstützungsrede zu-

zulassen. Wirklich überrascht hat mich, 

dass die Versammlung nach dem Thema 

„Ambulante und stationäre ärztliche Ver-

sorgung“, das die meiste Zustimmung er-

hielt (als einziges Thema von über der 

Hälfte [61 %] ausgewählt) und nicht dis-

kutiert wurde, eine Rolle rückwärts mach-

te und die nächsten Themen wieder dis-

kutiert wurden.

Dr. med. Michael Weidenfeld (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Überrascht über die Haltung der Bundes-

gesundheitsministerin zu ihrer Einstellung 

zum GKV-Spargesetz und der Alternativ-

losigkeit, die sie dazu betonte.

Tatsächlich haben mich die positiven Er-

gebnisse im Bereich der Diskussion Digita-

lisierung im Gesundheitssystem über-

rascht. 

Vorschlag: Manche Anträge ließen sich 

gut zusammenfassen und im Block ab-

stimmen, um dadurch Zeit einzusparen 

und damit Zeit für die Diskussion gewin-

nen. Dieses Management fände ich sinn-

voll. 

Lange Diskussion über den Antrag Unfälle 

verhindern, kindliche Entwicklung fördern 

– innerörtliches Tempolimit von 30 km/h 

zum Standard machen; letztlich wurde 

dieser Antrag angenommen 

Erschüttert: Bericht der Studentinnen zu 

verbalen Übergriffen und grenzüber-

schreitenden Berührungen auf dem Ärzte-

tag. Und die sehr emotionale Diskussion 

danach über Machtmissbrauch und sexua-

lisierte Gewalt an der Arbeitsstelle.

Christiane Hoppe (Liste ÄrztINNEN Hes-

sen): 

Das es sexuelle Übergriffe von Kollegen 

gegenüber den Studentinnen gab. Ich hät-

te es nicht für möglich gehalten.

Wie lautet Ihr persönliches Fazit des 130. 

Deutschen Ärztetages in Hannover?

Dr. med. Christoph Polkowski (Liste Mar-

burger Bund):

Der 130. Deutsche Ärztetag hat eine 

wichtige Plattform für den Austausch zu 

wesentlichen Zukunftsthemen geboten. 

Entscheidend ist jedoch, ob und inwiefern 

die Ärzteschaft in die aktuellen politischen 

Entscheidungen einbezogen wird und ob 

die beschlossenen Anträge dann auch 

Wirksamkeit entfalten. Ich persönlich be-

fürchte, dass sich die Berichterstattung 

sich auf griffige Themen wie „Zuckersteu-

er“, „Social Media erst ab 16“ oder „Ende 

des Schnapsverkaufs im Supermarkt“ fo-

kussieren wird und dabei Anträge zu an-

deren gesundheitspolitischen Themen 

keine Beachtung finden.

Pierre E. Frevert (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Es war anstrengend und wie immer, nicht 

immer einfach. Ich konnte zwar meine 

persönlichen Anliegen, besonders zu kli-

marelevanten Weiterbildungsinhalten 

nicht einbringen. Aber trotzdem konnten 

bedeutende Anträge zur Prävention und 

Weiterbildung verabschiedet werden. Ich 

freue mich darauf, dass der nächste, dies-

mal „hessische“ Ärztetag, dem Thema 

Machtmissbrauch einen großen Raum ein-

räumen dürfte und hoffe, dass die beiden 

Delegiertenversammlungen im November 

2026 und im März 2027 hierzu Substan-

zielles präsentieren können. Nach wie vor 

bin ich beeindruckt von der Ernsthaftig-

keit und Leidenschaft, mit der sich die Kol-

leginnen und Kollegen aus ganz Deutsch-

land vehement für die sie berührende Sa-

che eingebracht haben. Der Deutsche 

Ärztetag ist doch noch ein souveränes 

Parlament. 

Dr. med. Lars Bodammer (Liste Marbur-

ger Bund):

Wir haben gute Beschlüsse zu Themen 

der Prävention und Gesundheitsförde-

rung getroffen. Wenn auch nur ein Teil 

unserer Vorschläge politisch den Weg in 

die Praxis findet, können wir viel für eine 

nachhaltige Prävention erreichen. Für die 

Weiterbildung haben engagierte Kollegin-

nen und Kollegen nach umfangreicher 
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Vorarbeit gute Konzepte vorgestellt. 

Hierdurch findet eine kontinuierliche Eva-

luation der Weiterbildung statt. Vielen 

Dank dafür!

Dr. med. Jörg Focke (Liste Marburger 

Bund):

Es war ein Ärztetag mit sehr vielen wichti-

gen Themen. Es hat mich nachdenklich 

gemacht, und ich denke, wir haben sehr 

viel zu tun, um die Zukunft gut zu gestal-

ten.

Dr. med. Wolf Andreas Fach (Liste Fach-

ärztinnen und Fachärzte Hessen):

Die Beschäftigten im Gesundheitswesen 

sind politisch abgemeldet.

MUDr. Juraj Bena (Liste Marburger 

Bund):

Mein persönliches Fazit fällt positiv aus: 

Der 130. Deutsche Ärztetag hat zentrale 

Fragen der Versorgung, der ärztlichen Be-

rufsausübung und der Werte unseres Be-

rufs klar benannt. Besonders wichtig war 

für mich die deutliche Botschaft, dass Me-

dizin patientenorientiert, fachlich unab-

hängig und nicht primär ökonomisch ge-

steuert bleiben muss. Zugleich hat der 

Ärztetag mit der klaren Positionierung ge-

gen Machtmissbrauch, sexualisierte Ge-

walt und Diskriminierung ein wichtiges 

Zeichen gesetzt.

Dr. med. Detlev Steininger (Liste Die 

Hausärzte):

Ein Intensives Erlebnis mit neuen Erkennt-

nissen, Organisationsfrust, guten Begeg-

nungen und gutem Austausch mit Kolle-

ginnen und Kollegen und einer großen 

Hausaufgabe: Wie gestalte ich Begegnung 

zwischen Mann – mir – und Frau ohne 

Grenzen zu verletzen!

Dr. med. H. Christian Piper (Liste Marbur-

ger Bund):

Herausragender Ärztetag, nicht nur poli-

tisch, sondern auch innerärztlich wurden 

brennende Fragen benannt. Sie wurden 

konstruktiv aufgenommen und so disku-

tiert, dass guter gemeinsame Wille und 

die notwendige Verbundenheit innerhalb 

verschiedenster ärztlichen Lebenswirk-

lichkeiten nicht in Frage standen. Packen 

wir es so miteinander, zuversichtlich und 

engagiert weiter an!

Dr. med. Klaus Doubek (Liste Fachärztin-

nen und Fachärzte Hessen):

Der 130. Deutsche Ärztetag in Hannover 

war aus meiner Sicht deutlich politischer 

und auch emotionaler als in manchen Vor-

jahren.

Man hat gemerkt, dass viele Kolleginnen 

und Kollegen nicht nur erschöpft sind, 

sondern zunehmend ungeduldig werden. 

Die Probleme sind seit Jahren bekannt – 

jetzt erwarten viele endlich spürbare Ver-

änderungen.

Trotzdem nehme ich auch ein positives 

Signal mit: Die Ärzteschaft ist weiterhin 

bereit, Verantwortung zu übernehmen 

und Reformen konstruktiv mitzugestalten. 

Aber dafür braucht es endlich gesund-

heitspolitische Entscheidungen, die den 

Versorgungsalltag tatsächlich verbessern 

– und nicht noch komplizierter machen.

Und auch bei den ein oder anderen gut ge-

meinten Beschlüssen müssen wir uns an 

die eigene Nase fassen und uns der Frage 

nach Verkomplizierung und Bürokratiezu-

wachs stellen, oder?

Dr. med. Nils Lenz (Liste Marburger 

Bund):

Mein persönliches Fazit des 130. Deut-

schen Ärztetages in Hannover ist, dass 

trotz der vielfältigen Themen und Diskus-

sionen auch kritische Punkte und Miss-

stände im Gesundheitswesen angespro-

chen und debattiert werden müssen. Es ist 

wichtig, dass Ärztinnen und Ärzte ge-

meinsam für eine bessere Gesundheitsver-

sorgung einstehen und sich für Verbesse-

rungen einsetzen.

Dr. med. Christine Hidas (Liste Fachärz-

tinnen und Fachärzte Hessen):

Zu Beginn Geschlossenheit und wenig Dif-

ferenzen in der Ärzteschaft nach dem 

Auftakt und den Leitanträgen zum GKV 

Spargesetz, im Verlauf dann Richtung 

Weiterbildung deutliche Unterschiede in 

den Meinungen und am Ende der große 

Paukenschlag zum Thema Machtmiss-

brauch. Was für eine Dramaturgie.

Das Auftreten des ärztlichen Nachwuch-

ses ist sehr wichtig und sehr gut, schließ-

lich müssen sie noch 40 Jahre in einem 

System arbeiten, dessen Strukturen heute 

beschlossen werden. Ich denke die ein 

oder andere Kollegin oder Kollege fortge-

schrittenen Alters könnten langsam ihren 

Platz den jungen übergeben – ich habe 

keine Sorge um das Weiterbestehen der 

ÄrztInnenschaft!

Dr. med. Dr. med. univ. (UBFM/Belgrad) 

Eva See (Liste Fachärztinnen und Fach-

ärzte Hessen):

Mein Fazit des 130. Deutschen Ärztetages 

ist, dass die inhaltliche Breite und Bedeu-

tung der Themen zunehmend in einem 

sehr engen zeitlichen Rahmen verhandelt 

werden müssen. Das führt dazu, dass viele 

sorgfältig vorbereitete Anträge gar nicht 

oder nicht ausführlich beraten werden 

können, sondern häufig zur weiteren Be-

fassung an den Vorstand überwiesen wer-

den. Damit geht jedoch auch ein Stück ge-

lebter parlamentarischer Debattenkultur 

verloren sowie die Möglichkeit, ein echtes 

Stimmungsbild zu zentralen gesundheits-

politischen Fragen zu gewinnen. Vor die-

sem Hintergrund stellt sich aus meiner 

Sicht die Frage, wie der Ärztetag künftig 

so weiterentwickelt werden kann, dass er 

sowohl der wachsenden Themenvielfalt 

als auch dem berechtigten Anspruch auf 

echte Diskussion und Beteiligung gerecht 

wird sowie zugleich das ehrenamtliche En-

gagement und die Teilhabe der Delegier-

ten, insbesondere des ärztlichen Nach-

wuchses stärkt.

Dr. med. Sabine Olischläger (Liste Die 

Hausärzte):

Der 130. DÄT hinterlässt bei mir eine ge-

wisse Sorge, dass die verfasste Ärzte-

schaft noch zu sehr am Status Quo fest-

hält. In vielen Einzelgesprächen habe ich 

inhaltlich fachübergreifend und genera-

tionenübergreifend mehr Bewusstsein 

und Bereitschaft für Veränderung und ja 

– auch Bereitschaft für Einbußen erfah-

ren, als sich in den Diskussionen wider-

spiegelt. Wir müssen in der Bevölkerung 

und damit auch in der Politik mit unserer 

Expertise und unseren Interessen wahr-

genommen werden, aber nicht als Besitz-

standswahrer, sondern als Interessenver-

treter für eine bessere Gesundheitsver-

sorgung.

Dipl.-Psych. Frank Seibert-Alves, BMedSci 

(Liste Marburger Bund):

Nach einem guten Dutzend von Ärzteta-

gen stellt sich eine gewisse Routine ein. 

Vieles ist absehbar. Nur sehr selten pas-
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siert etwas, das die Versammlung emotio-

nal aufwühlt. So ein Moment war, als Me-

dizinstudentinnen in einer persönlichen 

Erklärung unmittelbar vor den Anträgen 

zum Thema „Machtmissbrauch” davon 

berichteten, was ihnen im Rahmen des 

Ärztetages widerfahren ist – u. a. Einla-

dungen aufs Hotelzimmer und Hände auf 

dem Gesäß. Ihr Mut, die Sprachlosigkeit 

zu beenden, führte zu teilweise fehlenden 

Worten bei den Abgeordneten, einer im 

gesamten Versammlungsraum fühlbaren 

Betroffenheit und der Entscheidung, be-

reits jetzt mit überwältigender Mehrheit 

den Schwerpunkt des nächsten Ärztetags 

in Wiesbaden festzulegen: „Machtmiss-

brauch, sexualisierte Gewalt und Diskrimi-

nierung“.

Stefanie Minkley (Liste demokratischer 

Ärztinnen und Ärzte LDÄÄ):

Die Hauptthemen Suchtmedizin und Wei-

terbildung hatten ihre Berechtigung, breit 

diskutiert zu werden. Um Machtmiss-

brauch und Diskriminierung einzudäm-

men, wurde ein weiterer Grundstein ge-

legt, auf den der 131. Deutsche Ärztetag 

in unserem Heimatbundesland aufbauen 

kann.

Yvonne Jäger (Liste Marburger Bund):

Der 130. Deutsche Ärztetag hat gezeigt, 

dass die Ärzteschaft längst weiter ist als 

die Gesundheitspolitik. Die Probleme sind 

bekannt, die Vorschläge liegen auf dem 

Tisch, von Versorgung über Weiterbildung 

bis Bürokratieabbau.

Jetzt reicht es nicht mehr, den Kollaps je-

des Jahr etwas professioneller zu verwal-

ten. Entscheidend wird sein, ob die Politik 

endlich den Mut hat, strukturelle Refor-

men auch umzusetzen.

Jutta Willert-Jacob (Liste Die Hausärzte):

Prinzipiell war der DÄT in Hannover ein 

gut organisiertes Event, was bei der Größe 

der Veranstaltung schon eine besondere 

Leistung ist. Hier muss man der nieder-

sächsischen Kammer ein Kompliment ma-

chen. Der Austausch unter Kolleginnen 

und Kollegen konnte gut durchgeführt 

werden. Am Ende der Veranstaltung nach 

persönlichen Berichten der Medizinstudie-

renden von Übergriffigkeiten, nahm der 

Ärztetag einen ernsten Wandel mit einem 

Touch von Fremdschämen und Empörung. 

Die Forderung, dass beim nächsten Ärzte-

tag zu thematisieren, unterstütze ich.

Petra Hummel-Kunhenn (Liste Die Haus-

ärzte):

Beim Deutschen Ärztetag versammeln 

sich 250 hoch motivierte Kolleginnen und 

Kollegen, um die verschiedenen Themen 

um unsere ärztliche Berufsausübung zu 

debattieren und ergebnisorientiert zu be-

schließen. Leider kommt es dann immer 

wieder zum Kampf gegen die Uhr und auf-

grund der begrenzten Zeit können Debat-

ten nicht ausführlich geführt werden und 

verbliebene Anträge müssen aus Zeitman-

gel an den Vorstand überwiesen werden. 

Die Aufgabe, die hessischen Ärztinnen 

und Ärzte vertreten zu dürfen, hat mir 

viele neue Einblicke gewährt und die Mög-

lichkeit für großartige Gespräche, Wis-

senserweiterung und Erfahrungen eröff-

net.

Christiane Hoppe (Liste ÄrztINNEN Hes-

sen):

Die zunehmende Menge der Anträge ist 

schwierig. Wenn man da irgendwie einige 

Anträge im Vorfeld etwas zusammenfas-

sen könnte – wäre schön. Goethe hat mal 

gesagt: „Wenn ich Zeit gehabt hätte, hätte 

ich mich kurzgefasst.“

Zusammengestellt von 

Maren Siepmann
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